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G r o ß e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

I .  A l l g e m e i n e  R a h m e n b e d i n g u n g e n

    1.  Wie ist ihre Haltung zu der Konzeption und den Leitgedanken der Gebiets-
reform in Baden-Württemberg Anfang der 1970er-Jahre?

    2.  Hat sich nach ihrer Auffassung diese Gebietsreform bewährt?

    3.  Wurden an dieser Gebietsreform seit ihrem Inkrafttreten Korrekturen vor-
genommen und wenn ja, welche? 

    4.  Sieht sie Änderungsbedarf im Hinblick auf den Zuschnitt und die Größe
der Städte, Gemeinden und Landkreise in Baden-Württemberg?

    5.  Welchen Stellenwert misst sie dem Thema interkommunale Zusammenar-
beit im Zusammenhang mit der Frage möglicher Gebietsänderungen bei?

I I .  A n l i e g e n  d e r  S t a d t  B a d  H e r r e n a l b

    1.  Welche rechtlichen Voraussetzungen sind für den Wechsel eines Landkrei-
ses zu erfüllen und sind über die rechtlichen Aspekte hinaus weitere Krite-
rien bei der Entscheidung zu berücksichtigen?

    2.  Welches Verfahren ist für den Fall des Wechsels des Landkreises vorge sehen? 

    3.  Welchen Entscheidungsspielraum haben der Landtag bzw. die Landes regie -
rung bei der Behandlung des Antrags über einen Wechsel des Landkreises? 

    4.  Wie werden die Gründe des öffentlichen Wohls im Sinne des Artikel 74
Absatz 1 Landesverfassung und § 7 Landkreisordnung im Hinblick auf ei-
nen Wechsel des Landkreises definiert? 

Große Anfrage

der Fraktion GRÜNE und
der Fraktion der CDU

und

Antwort

der Landesregierung

Mögliche Konsequenzen eines Wechsels des Landkreises 
der Stadt Bad Herrenalb

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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    5.  Wie bewertet die Landesregierung die möglichen Auswirkungen eines
Landkreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb aus dem Landkreis Calw in
den Landkreis Karlsruhe in wirtschaftlicher Hinsicht

          a) für die Stadt Bad Herrenalb,

          b) für den Landkreis Calw,

          c) für den Landkreis Karlsruhe?

    6.  Wie bewertet sie die möglichen Auswirkungen eines Landkreiswechsels in
finanzieller Hinsicht

          a) für die Stadt Bad Herrenalb,

          b) für den Landkreis Calw,

          c) für den Landkreis Karlsruhe?

    7.  Wie bewertet sie die möglichen Auswirkungen eines Landkreiswechsels in
verwaltungsorganisatorischer Hinsicht 

          a) für die Stadt Bad Herrenalb,

          b) für den Landkreis Calw,

          c) für den Landkreis Karlsruhe?

    8.  Wie bewertet sie die vorliegenden Stellungnahmen der Stadt Bad Her-
renalb und der Landkreise Calw sowie Karlsruhe? 

    9.  Hat sie die in der Einschätzung der Stadt Bad Herrenalb angesprochene Ver-
flechtungsanalyse (beispielsweise hinsichtlich Pendlerinnen und Pendler,
Schülerinnen und Schüler sowie Kaufkraft) inzwischen erstellt bzw. beabsich-
tigt sie – ggf. unter Mitwirkung von Bad Herrenalb und der betroffenen Land-
kreise – eine solche Analyse noch zu erstellen und welche Daten liegen der
Landesregierung hierzu gegenwärtig schon vor und wie bewertete sie diese? 

    10.  Hat sie dabei auch nicht quantifizierbare Gründe für einen Landkreiswech-
sel, wie beispielsweise räumliche Zugehörigkeitsgefühle, berücksichtigt
bzw. wird sie dies tun? 

    11.  Welche Folgen hätte ein Landkreiswechsel für die Erreichbarkeit der
Behörden und Verwaltungseinrichtungen für die Bürgerinnen und Bürger
der Stadt Bad Herrenalb verglichen mit dem Status quo? 

    12.  Welche für die Abwägung relevanten Vorteile hätte aus ihrer Sicht der
Wechsel des Landkreises für die Stadt Bad Herrenalb, für die betroffenen
Landkreise und Gemeinden sowie für die Bürgerinnen und Bürger? 

    13.  Welche Nachteile hätte aus ihrer Sicht der Wechsel des Landkreises für die
Stadt Bad Herrenalb, für die betroffenen Landkreise und Gemeinden sowie
für die Bürgerinnen und Bürger? 

    14.  Wie beurteilt sie unter Einbeziehung der Äußerungen der Stadt Bad Her-
renalb, des Landkreises Calw und des Landkreises Karlsruhe und vor dem
Hintergrund der Aussage des Koalitionsvertrages, dass in dieser Legislatur-
periode „Zuschnitt und die Größe unserer Städte, Gemeinden und Landkreise
unverändert bestehen“ bleiben sollen, das Anliegen der Stadt Bad Herrenalb?

16. 01. 2018

Andreas Schwarz, Sckerl 

und Fraktion 

Dr. Reinhart, Blenke 

und Fraktion
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B e g r ü n d u n g

Bei dem in der Stadt Bad Herrenalb am 23. Oktober 2016 durchgeführten Bürger -
entscheid zum Landkreiswechsel in den Landkreis Karlsruhe votierten 29,8 Pro-
zent aller Wahlberechtigten mit Ja und 29,1 Prozent dagegen. Bei einer Wahlbe-
teiligung von 58,9 Prozent fällt dieses Ergebnis denkbar knapp aus. Im Nachgang
hierzu hat sich der Bürgermeister der Stadt Bad Herrenalb an die Landesregie-
rung, die Landtagspräsidentin und die Fraktionen gewendet mit der Bitte, eine
entsprechende Gesetzesvorlage in den Landtag einzubringen. Die Landesregie-
rung hat daraufhin die Stadt Bad Herrenalb sowie die beiden betroffenen Land-
kreise um Stellungnahmen gebeten. Eine Bewertung der Stellungnahmen sollte
im Nachgang erfolgen. Diese Stellungnahmen sind zwischenzeitlich eingegangen. 

Die Stadt Bad Herrenalb führt in ihrer Stellungnahme unter anderem aus, dass
nicht lediglich quantifizierbare Gründe für einen Landkreiswechsel sprechen, son-
dern vor allem die soziale Verflechtung der Bürgerinnen und Bürger der Stadt
Bad Herrenalb mit dem Landkreis Karlsruhe. So gebe es beispielsweise sehr viele
Berufspendler in den Landkreis Karlsruhe hinein, das gesamte Alltagsleben orien-
tiere sich in die Gemeinden des Landkreises Karlsruhe und der Zuzug nach Bad
Herrenalb speise sich nahezu ausschließlich aus dem Raum Karlsruhe und Pforz-
heim. Die Stadt Bad Herrenalb hat in ihrer Stellungnahme betont, dass es Aufga-
be der Landesregierung sei, alle notwendigen Daten zu erheben, um eine solche
„Verflechtungsanalyse“ vornehmen zu können.

Die beiden betroffenen Landkreise Calw und Karlsruhe stehen dem Anliegen ei-
nes Wechsels der Stadt Bad Herrenalb in den Landkreis Karlsruhe ablehnend ge-
genüber.

A n t w o r t

Schreiben des Staatsministeriums vom 27. Februar 2018 Nr. I-2201.:

In der Anlage übersende ich unter Bezugnahme auf § 63 der Geschäftsordnung
des Landtags von Baden-Württemberg die von der Landesregierung beschlossene
Antwort auf die Große Anfrage nebst Anlagen. 

Murawski

Staatsminister
und Chef der Staatskanzlei
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Anlage: Schreiben des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Mit Schreiben vom 27. Februar 2018 Nr. 2-2201.6/1-1 beantwortet das Ministeri-
um für Inneres, Digitalisierung und Migration im Namen der Landesregierung die
Große Anfrage wie folgt:

I .  A l l g e m e i n e  R a h m e n b e d i n g u n g e n

1. Wie ist ihre Haltung zu der Konzeption und den Leitgedanken der Gebietsre-
form in Baden-Württemberg Anfang der 1970er-Jahre?

Zu 1.:

Der Grundgedanke der Gebietsreform in den 1970er-Jahren war, die Leistungs-
fähigkeit und die Verwaltungskraft der Kreise und Gemeinden zu stärken.

Die historisch gewachsene territoriale Gliederung der Landkreise wurde vielfach
kritisiert, weil Landkreisgrenzen mitten durch wirtschaftlich und siedlungsmäßig
zusammenhängende Gebiete verliefen. Für wesentliche überörtliche Aufgaben, 
u. a. auf den Gebieten der Wirtschaftsförderung, des öffentlichen Nahverkehrs
und der sonstigen öffentlichen Daseinsvorsorge erschienen die damaligen Land-
kreisgebiete zu klein. Die Gebietsstruktur entsprach damit nicht (mehr) den da-
mals noch jungen Erkenntnissen der Raumordnung über die sozioökonomischen
Verflechtungen zwischen „zentralen Orten“ unterschiedlicher Wertigkeit und de-
ren jeweiligem Umland. 

Mit dem raschen Bevölkerungszuwachs nach dem Krieg und den Veränderungen
der Wirtschafts- und Sozialstruktur hatten sich die Aufgaben der öffentlichen
Verwaltung ausgeweitet. Diesen Anforderungen stand eine kleinteilige kommu-
nale Verwaltungsstruktur mit damals 3.379 Gemeinden und 63 Landkreisen ge-
genüber, die – so die Wahrnehmung – den Anforderungen an eine moderne Ver-
waltung nicht mehr genügte. Daher sollte die kommunale Gebietsstruktur an die
gewachsenen sozioökonomischen Verflechtungen und die raumordnungspoliti-
schen Entwicklungsvorstellungen angepasst werden. In den Kreisen sollte auch
eine effizientere staatliche Verwaltung erreicht werden. 

Durch die Kreisgebietsreform wurde eine deutliche Homogenisierung der Kreise
hinsichtlich Fläche und vor allem der Einwohnerzahl erreicht. Zuvor überstieg die
Einwohnerzahl des größten Landkreises diejenige des kleinsten Kreises etwa um
den Faktor 9, heute nur noch etwa um den Faktor 5; bei der Gebietsfläche betra-
gen die entsprechenden Faktoren 4,1 bzw. heute 3,6. Die durchschnittliche Ein-
wohnerzahl je Landkreis stieg durch die Reform von 109.000 auf 210.000 und die
durchschnittliche Gebietsfläche von 553 km² auf 986 km². 

Die gestiegene Leistungsfähigkeit ermöglichte es den Landkreisen, bereits vor-
handene Aufgaben, die in den Jahren zuvor neue Dimensionen angenommen hat-
ten, wirkungsvoller und effizienter zu erfüllen. Aufgaben, wie die der städtebauli-
chen Planung, der kommunalen Infrastruktur und der Erbringung von Verwal-
tungsleistungen, können mit einem höheren Grad an Spezialisierung und Profes-
sionalisierung der Mitarbeiter erledigt werden. In zentralen Bereichen, wie der
Krankenhausversorgung, dem beruflichen Schulwesen, der Abfallwirtschaft und
dem Verkehr, erweisen sich die Kreise nach der Gebietsreform als sehr leistungs-
fähig. 

2. Hat sich nach ihrer Auffassung diese Gebietsreform bewährt?

Zu 2.:

Die Gebietsreform hat zu einer leistungsfähigeren und effizienteren öffentlichen
Verwaltung geführt, die auch aufgrund des neuen Gebietszuschnitts ihre Aufga-
ben besser als in der vorangegangenen kleinteiligen Struktur wahrnehmen kann.
Sie hat sich deshalb nach Auffassung der Landesregierung bewährt. Befürchtun-
gen hinsichtlich einer bürgerfernen Verwaltung haben sich nicht bewahrheitet.
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3. Wurden an dieser Gebietsreform seit ihrem Inkrafttreten Korrekturen vorge-
nommen und wenn ja, welche?

Zu 3.:

Im Hinblick auf die Gemeinden gab es folgende Änderungen: Zum 1. Mai 2006
wurde die Gemeinde Tennenbronn in die Stadt Schramberg eingemeindet. Zum 
1. Januar 2007 wurde die Gemeinde Betzweiler-Wälde in die Gemeinde Loßburg
eingegliedert. Zum 1. Januar 2009 wurde aus den Gemeinden Bürchau, Elben-
schwand, Neuenweg, Raich, Sallneck, Tegernau, Wies und Wieslet im Landkreis
Lörrach die Gemeinde Kleines Wiesental gebildet. Diese Änderungen sind frei-
willig aufgrund von Vereinbarungen der beteiligten Gemeinden erfolgt. 

Eine Änderung in Bezug auf die Kreisgebietsreform ist nicht erfolgt.

4. Sieht sie Änderungsbedarf im Hinblick auf den Zuschnitt und die Größe der
Städte, Gemeinden und Landkreise in Baden-Württemberg?

Zu 4.:

Die Landesregierung sieht keinen Änderungsbedarf im Hinblick auf Zuschnitt
und Größe der Kommunen und Landkreise in Baden-Württemberg, ohne hiermit
jedoch Vorfestlegungen zu laufenden Verfahren treffen zu wollen. Die vorhande-
nen räumlichen Strukturen erweisen sich als bewährte Grundlage für eine leis -
tungsfähige öffentliche Verwaltung und als stabiler Rahmen für eine örtliche Ge-
meinschaft, mit der sich die Bürgerinnen und Bürger identifizieren können. Um-
fassendere Aufgaben, wie z. B. der Breitbandausbau, die einzelne Kommunen un-
ter Umständen an die Grenzen ihrer Leistungskraft bringen könnten, können in
den bestehenden Gebietszuschnitten gegebenenfalls im Rahmen der interkommu-
nalen Zusammenarbeit gut bewältigt werden.

5. Welchen Stellenwert misst sie dem Thema interkommunale Zusammenarbeit im
Zusammenhang mit der Frage möglicher Gebietsänderungen bei?

Zu 5.:

Die interkommunale Zusammenarbeit ist in Baden-Württemberg von großer Be-
deutung: Bei 1.101 Gemeinden gibt es 607 Zweckverbände und 270 Verwal-
tungsgemeinschaften. Von den Verwaltungsgemeinschaften sind 156 vereinbarte
Verwaltungsgemeinschaften mit einer erfüllenden Gemeinde und 114 Gemeinde-
verwaltungsverbände. 38 dieser Verwaltungsgemeinschaften wurden zu unteren
Verwaltungsbehörden erklärt. 

Interkommunale Zusammenarbeit ist in bestimmten Formen (z. B. Zweckver-
band) auch über Landkreisgrenzen hinweg möglich und wird auch so praktiziert.

Die interkommunale Zusammenarbeit ermöglicht es Kommunen, Aufgaben wir-
kungsvoller und effizienter zu erledigen, als die beteiligten Kommunen es jeweils
allein könnten. Daher ist eine mögliche Ausweitung der interkommunalen Zu-
sammenarbeit stets vorrangig zu betrachten, bevor die Frage nach einer mög -
lichen kommunalen Gebietsänderung gestellt werden sollte. 
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I I .  A n l i e g e n  d e r  S t a d t  B a d  H e r r e n a l b

1. Welche rechtlichen Voraussetzungen sind für den Wechsel eines Landkreises
zu erfüllen und sind über die rechtlichen Aspekte hinaus weitere Kriterien bei
der Entscheidung zu berücksichtigen?

2. Welches Verfahren ist für den Fall des Wechsels des Landkreises vorgesehen?
3. Welchen Entscheidungsspielraum haben der Landtag bzw. die Landesregie-

rung bei der Behandlung des Antrags über einen Wechsel des Landkreises?
4. Wie werden die Gründe des öffentlichen Wohls im Sinne des Artikel 74 Ab-

satz 1 Landesverfassung und § 7 Landkreisordnung im Hinblick auf einen
Wechsel des Landkreises definiert?

Zu 1. bis 4.:

Ein Wechsel der Stadt Bad Herrenalb zum Landkreis Karlsruhe würde eine Ände-
rung der Grenzen zweier Landkreise (Calw und Karlsruhe) bedeuten. Solche Ge-
bietsänderungen bedürfen eines Gesetzes und müssen durch „Gründe des öffent -
lichen Wohls“ gerechtfertigt sein. Dies ergibt sich aus Artikel 74 der Landesver-
fassung und § 7 der Landkreisordnung (LKrO).

Für das Anliegen der Stadt Bad Herrenalb ist allerdings kein konkretes gesetz -
liches Verfahren und insbesondere auch keine „Antragstellung“ vorgesehen. Ge-
regelt ist lediglich, dass vor einer Grenzänderung die beteiligten Landkreise und
Gemeinden gehört werden müssen (§ 7 Abs. 3 LKrO). Der durchgeführte Bürger -
entscheid zielt letztlich auf eine an die Landesregierung und die Landtagsabge-
ordneten gerichtete Anregung, eine entsprechende Gesetzesinitiative zu ergreifen.
Mangels eines speziellen Verfahrens gibt es sowohl für die Landesregierung als
auch für die Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg bei der Be-
handlung dieser Anregung keine konkreten Vorgaben. Eine Pflicht, die ge-
wünschte Gesetzesinitiative zu ergreifen, besteht nicht.

In der Rechtsprechung sind als beachtliche Gemeinwohlbelange unter anderem
anerkannt: die Steigerung der Leistungsfähigkeit von Kommunen, die Effizienz
der kommunalen Aufgabenwahrnehmung, die Sicherung der Solidität kommuna-
ler Haushalte, raumordnerische Aspekte oder die Sicherung einer umfassenden
Daseinsvorsorge. Der Staatsgerichtshof Baden-Württemberg (heute Verfassungs-
gerichtshof) hat sich im Rahmen der Gebietsreform Anfang der 1970er-Jahre in
Urteilen hierzu geäußert und gewisse Leitlinien aufgestellt. Danach sind „Gründe
des öffentlichen Wohls“ und das „Gemeinwohl“ wertbezogene abstrakte Rechts-
begriffe, die eine Vielzahl von Zwecken und Sachverhalten abdecken und, je nach
Sachzusammenhang, sehr verschiedene Bedeutungen haben können. Der Kreis
der hierbei heranzuziehenden Belange reicht von den Gesichtspunkten der Ver-
waltungsorganisation über die Interessen der umliegenden Gemeinden bis zu In-
frastruktur- und Raumordnungsmaßnahmen unter mannigfachen wirtschafts-, fi-
nanz- und sozialpolitischen Gesichtspunkten auf Kreis-, Regional-, Landes- oder
Bundesebene.

„Gründe des öffentlichen Wohls“ sind somit alle Interessen der Allgemeinheit an
der Gebietsänderung, die ein Festhalten am unveränderten Bestand der Grenzen
überwiegen. Sie können aus Verfassungsgrundsätzen, aus einfachem Recht, aus
anderen schutzwürdigen Rechtspositionen sowie aus sachangemessenen politi-
schen Erwägungen abgeleitet werden. 

Der Begriff „öffentliches Wohl“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff mit Beurtei-
lungsspielraum, der durch die Auslegungsmethode der Güterabwägung zu kon-
kretisieren ist. Es sind somit auf der Grundlage einer ausreichenden Sachverhalts -
ermittlung die Gründe, die für die Gebietsänderung sprechen, mit den Gründen,
die für einen Fortbestand der bisherigen Gebietseinteilung sprechen, abzuwägen.
Dem zuständigen Entscheidungsträger (Landtag) ist dabei mit Blick auf das De-
mokratieprinzip und den Gewaltenteilungsgrundsatz ein weiter Raum eigenver-
antwortlicher, gerichtlicher Kontrolle nicht vollständig zugänglicher Gestaltungs-
und Abwägungsfreiheit eingeräumt. Er ist nur dann verlassen, wenn die bei Ein-
schätzung des öffentlichen Wohls getroffenen Feststellungen und Wertungen ein-
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deutig widerlegbar oder offensichtlich fehlerhaft sind oder der verfassungsrecht -
lichen Wertordnung widersprechen oder wenn die gebotene Abwägung der für
und gegen die Gebietsänderung sprechenden Aspekte fehlerhaft war.

5. Wie bewertet die Landesregierung die möglichen Auswirkungen eines Land-
kreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb aus dem Landkreis Calw in den Land-
kreis Karlsruhe in wirtschaftlicher Hinsicht 

     a) für die Stadt Bad Herrenalb, 
     b) für den Landkreis Calw, 
     c) für den Landkreis Karlsruhe?

6. Wie bewertet sie die möglichen Auswirkungen eines Landkreiswechsels in fi-
nanzieller Hinsicht 

     a) für die Stadt Bad Herrenalb,
     b) für den Landkreis Calw,
     c) für den Landkreis Karlsruhe?

7. Wie bewertet sie die möglichen Auswirkungen eines Landkreiswechsels in
verwaltungsorganisatorischer Hinsicht

     a) für die Stadt Bad Herrenalb,
     b) für den Landkreis Calw,
     c) für den Landkreis Karlsruhe?

8. Wie bewertet sie die vorliegenden Stellungnahmen der Stadt Bad Herrenalb
und der Landkreise Calw sowie Karlsruhe?

11. Welche Folgen hätte ein Landkreiswechsel für die Erreichbarkeit der Behör-
den und Verwaltungseinrichtungen für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt
Bad Herrenalb verglichen mit dem Status quo?

Zu 5. bis 8. und 11.:

Das Innenministerium hat im Dezember 2016 die Stadt Bad Herrenalb sowie die
Landkreise Calw und Karlsruhe um eine Stellungnahme zu dem Gesuch der Stadt
Bad Herrenalb gebeten. Dabei sollte insbesondere dazu Stellung genommen wer-
den, welche Auswirkungen ein Landkreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb in
rechtlicher, organisatorischer, wirtschaftlicher, finanzieller und sonstiger Hinsicht
für die Stadt Bad Herrenalb, den Landkreis Calw und den Landkreis Karlsruhe so-
wie die jeweiligen Einwohnerinnen/Einwohner und die kreisangehörigen Ge-
meinden hätte. Zudem wurde jeweils um eine Äußerung dazu gebeten, worin
Gründe des öffentlichen Wohls für einen Landkreiswechsel gesehen werden bzw.
wie die Gründe des öffentlichen Wohls beurteilt werden. 

Die abgegebenen Stellungnahmen sind als Anlagen beigefügt; sie wurden bereits
als Anlagen zur Drucksache 16/2294 (Stellungnahme des Innenministeriums zum
Antrag der Fraktion der AfD „Wechsel der Stadt Bad Herrenalb vom Landkreis
Calw zum Landkreis Karlsruhe“) vorgelegt. Das Innenministerium hat der Stadt
Bad Herrenalb und den beiden genannten Landkreisen die Stellungnahmen der je-
weils anderen Beteiligten übersandt und Gelegenheit zu einer ergänzenden Äuße-
rung hierzu gegeben. Sowohl die Stadt Bad Herrenalb als auch die beiden Land-
kreise haben keine ergänzende Äußerung abgegeben.

Im Anschluss daran hat das Innenministerium die anderen Ministerien für ihren Ge-
schäftsbereich einschließlich des nachgeordneten Bereichs um eine Stellung nahme
zu dem Gesuch der Stadt Bad Herrenalb gebeten. Diese sollte sich darauf beziehen,
welche Auswirkungen ein Wechsel Bad Herrenalbs vom Landkreis Calw zum
Landkreis Karlsruhe haben würde und wie diese Auswirkungen bewertet werden. 

Nach Eingang der vorliegenden Großen Anfrage hat das Innenministerium der
Stadt Bad Herrenalb sowie den Landkreisen Calw und Karlsruhe den Text der
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Großen Anfrage übermittelt und sie davon in Kenntnis gesetzt, dass das Innenmi-
nisterium unter Einbeziehung der bereits abgegebenen Stellungnahmen eine Ant-
wort auf diese Große Anfrage erstellen werde und weitere Stellungnahmen nicht
erforderlich seien. Der Landkreis Karlsruhe wurde im Anschluss darum gebeten,
im Hinblick auf die Stellungnahme aus dem Jahr 2017 eine Aktualisierung einzel-
ner Zahlen (Kreisumlagesatz, Kreisumlageaufkommen, Steuerkraftsummen, Pro-
Kopf-Aufkommen an der Kreisumlage, Summe des Abflusses aus der Kreisumla-
ge an die Stadt Bad Herrenalb im Falle eines Kreiswechsels) vorzunehmen. Diese
aktualisierten Daten wurden ergänzend in die Antwort aufgenommen.

Nachdem sämtliche Äußerungen vorliegen, wurden die für die Beantwortung der
Frage, wie die Landesregierung die möglichen Auswirkungen eines Landkreis-
wechsels der Stadt Bad Herrenalb in Bezug auf die genannten Bereiche bewertet,
relevanten Gesichtspunkte zusammengestellt.

1. Stellungnahme der Stadt Bad Herrenalb

Die Stadt Bad Herrenalb bzw. die Bürgerinitiative „Sag Ja zum Landkreis Karls-
ruhe“, deren Argumente auch von der Stadt wiedergegeben werden, hat sich im
Wesentlichen auch unter Bezugnahme auf die Informationsbroschüre der Stadt
zum Bürgerentscheid (deren Inhalt auf Auskünften von Ministerien, Ämtern so-
wie staatlichen Behörden und Einrichtungen beruht) zu folgenden Aspekten
geäußert:

Erreichbarkeit von öffentlichen Dienststellen außerhalb von Bad Herrenalb

Die Stadt Bad Herrenalb nennt zunächst als wichtigen Aspekt die Erreichbarkeit
von verschiedenen öffentlichen Dienststellen außerhalb Bad Herrenalbs. Es wer-
den die jeweiligen Fahrzeiten – mit dem Kraftfahrzeug und öffentlichen Ver-
kehrsmitteln – bezogen auf die weitere Zugehörigkeit der Gemeinde zum Land-
kreis Calw einerseits sowie bei einem Wechsel zum Landkreis Karlsruhe anderer-
seits einander gegenübergestellt. Einbezogen in die Darstellung sind die Land-
ratsämter Calw und Karlsruhe, die Finanzämter Neuenbürg und Ettlingen, die
Kfz-Zulassungsstellen Bad Wildbad-Calmbach und Ettlingen, die Agenturen für
Arbeit Bad Wildbad und Ettlingen, die Recyclinghöfe Dobel und Ettlingen, die
Ämter für Vermessung und die Landwirtschaftsämter. 

Während bei der Erreichbarkeit mit dem Kfz insgesamt keine größeren Zeitunter-
schiede dargestellt werden, lässt sich der Gegenüberstellung entnehmen, dass die
genannten öffentlichen Einrichtungen bei Zugehörigkeit zum Landkreis Karlsruhe
von Bad Herrenalb aus mit öffentlichen Verkehrsmitteln überwiegend schneller
zu erreichen wären als die entsprechenden Einrichtungen des Landkreises Calw.
Eine Ausnahme bei der Erreichbarkeit stellt der Recyclinghof in Dobel (Land-
kreis Calw) dar, der deutlich schneller zu erreichen ist als der Recyclinghof in Ett-
lingen (Landkreis Karlsruhe). In der Informationsbroschüre der Stadt Bad Her-
renalb zum Bürgerentscheid wird in diesem Zusammenhang allgemein darauf
hingewiesen, dass in Zeiten zunehmender Vernetzung vieles von zu Hause aus am
Computer erledigt werden könne und dann ein Gang zum Amt ganz entfalle. 

Örtliche Zuständigkeit von Behörden und Gerichten

Hinsichtlich der Zuständigkeit der Agentur für Arbeit müsste bei einem Land-
kreiswechsel zunächst der Verwaltungsausschuss der Bundesagentur für Arbeit
einer Änderung in der Abgrenzung der Bezirke zustimmen. Bei einem Wechsel in
den Landkreis Karlsruhe wäre Ettlingen zukünftiger Standort des Jobcenters. 

Im Hinblick auf die örtliche Zuständigkeit des Finanzamts, des Verwaltungs-, des
Finanz- und des Sozialgerichts würden sich bei einem Landkreiswechsel unmit-
telbar keine Änderungen ergeben. Im Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit wäre
zukünftig das Arbeitsgericht Karlsruhe (bisher Pforzheim) zuständig.
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Auswirkungen auf Polizei, Feuerwehr, Notrufzentrale, Patienten- und Arzneimit-
telversorgung

Ein Landkreiswechsel hätte keine Auswirkungen auf die polizeiliche Betreuung.
Die Notrufe liefen zentral in Karlsruhe auf, unabhängig davon ob Bad Herrenalb
dem Landkreis Calw oder Karlsruhe zugehöre. 

Die Freiwillige Feuerwehr Bad Herrenalb habe innerhalb der Gemeindefeuerweh-
ren des Landkreises Calw den Status einer Stützpunktfeuerwehr. Dies führt zu 
einer besonderen Förderung bei Fahrzeugbeschaffungen. Die Feuerwehren im
Landkreis Karlsruhe seien nach örtlichen Prioritäten anders organisiert, weshalb
es fraglich sei, ob die hervorgehobene Stellung der Bad Herrenalber Feuerwehr
nach einem Landkreiswechsel auch noch gegeben sei. 

In der Informationsbroschüre zum Bürgerentscheid wird ausgeführt, dass für die
Alarmierung der Feuerwehr für Bad Herrenalb derzeit drei Digitale Alarmumset-
zer (DAU) in Betrieb sind. Bei einem Wechsel in den Landkreis Karlsruhe müss -
ten zwei dieser Umsetzer durch den Landkreis Karlsruhe erworben und unter Um-
ständen durch die Stadt Bad Herrenalb finanziell ausgeglichen werden. Für die
Stadtteile Rotensol und Neusatz müsste der dritte DAU-Standort neu eingerichtet
werden. Die Baukosten hierfür beliefen sich auf 25.000 bis 30.000 Euro. 

In der Informationsbroschüre wird auch erwähnt, dass der Landkreis Calw für die
Beschaffung eines Feuerwehreinsatzfahrzeugs einen Kreiszuschuss mit Zweck-
bindung von 20 Jahren in Höhe von 30.000 Euro gewährt hat. Dieser müsste im
Falle eines Landkreiswechsels anteilsgemäß zurückbezahlt werden. Für eine an-
stehende Ersatzbeschaffung einer Drehleiter beträgt der Förderbetrag des Land-
kreises Calw 150.000 Euro. Ob und in welcher Höhe der Landkreis Karlsruhe ei-
ne vergleichbare Förderung betreibt, sei nicht bekannt.

Derzeit seien Bundesfahrzeuge des Bevölkerungsschutzes der Stadt Bad Her-
renalb zugewiesen. Diese würden bei einem Landkreiswechsel mit hoher Sicher-
heit wieder dem Landkreis Calw zugeordnet werden, zumal der Bevölkerungszu-
wachs des Landkreises Karlsruhe durch eine Eingliederung der Stadt Bad Her-
renalb keine für die Übernahme der Fahrzeuge zum Landkreis Karlsruhe begrün-
dende Veränderung darstelle. 

Auswirkungen auf die Patienten- und Arzneimittelversorgung seien nicht zu er-
warten.

Auswirkungen auf den Verkehr 

In Bezug auf den Schienenverkehr wird mit keinen oder unwesentlichen Ände-
rungen gerechnet. Hinsichtlich des Buslinienverkehrs bleibe abzuwarten, wie der
Landkreis Karlsruhe das Angebot festlegen würde, falls es zu einem Kreiswechsel
käme. Hinsichtlich der Kfz-Versicherung sei mit der Eingruppierung in eine an-
dere (und im Moment teurere) Regionalklasse zu rechnen. Nach der Darstellung
in der Informationsbroschüre zum Bürgerentscheid würde der jährliche Zuschuss
des Landkreises Calw in Höhe von 75.000 Euro für den Stadtverkehr Bad Her-
renalb (Linien 113/116) bei einem Landkreiswechsel entfallen.

Betreuung durch die Industrie- und Handelskammer (IHK)

Bei der Betreuung durch die IHK würde sich ein Wechsel der Mitgliedsunterneh-
men in Bad Herrenalb von der IHK Pforzheim zur IHK Karlsruhe ergeben. Be-
troffen wären auch die Auszubildenden, deren eingetragene Ausbildungsverhält-
nisse von der IHK Karlsruhe übernommen würden. Die Zuständigkeit für die
Zwischen- und Abschlussprüfungen würde übergehen.

Schulsituation

Ein Landkreiswechsel hätte keine Auswirkungen auf die Schulsituation in Bad
Herrenalb. 
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Abfallwirtschaft

Insoweit wird vorgetragen, dass den Bürgern von Bad Herrenalb (in kurzer Ent-
fernung) der Recyclinghof Dobel zur Verfügung steht. Bei einem Wechsel zum
Landkreis Karlsruhe wäre der nächste Wertstoffhof (Ettlingen) über 20 km ent-
fernt. In der Informationsbroschüre zum Bürgerbegehren wird zudem ausgeführt,
dass nach der Satzung des Landkreises Karlsruhe in allen Städten und Gemeinden
mindestens ein Wertstoffhof zur Verfügung steht. Dort können bestimmte Wert-
stoffe sortenrein abgegeben werden. Privathaushalte können diese örtlichen Sam-
melstellen ohne zusätzliche Gebühren nutzen. Hier müsste der Landkreis Karls -
ruhe allerdings erst eine Sammelstelle in Bad Herrenalb einrichten. Die Art der
Müllentsorgung ist im Landkreis Karlsruhe anders geregelt als im Landkreis
Calw. Im Landkreis Karlsruhe gibt es eine Restmülltonne und eine Wertstoff -
tonne, die Biotonne würde – derzeit – entfallen. Die Glaserfassung erfolgt nicht
beim Haushalt, dafür stehen Depotcontainer zur Verfügung. Die Jahresabfallge-
bühr für einen 1-Personen-Haushalt sei im Landkreis Karlsruhe deutlich höher
(30 %) als im Landkreis Calw.

Regionalverbandszugehörigkeit, Regionalplan

Wäre die Stadt Bad Herrenalb nicht mehr Teil des Landkreises Calw, würde sie
nicht mehr der Region Nordschwarzwald, sondern der Region Mittlerer Oberrhein
zugehören. In der Informationsbroschüre zum Bürgerentscheid wird darauf hinge-
wiesen, dass Bad Herrenalb im Regionalplan als Kleinzentrum ausgewiesen ist.
Regelungen wie die Festlegung der Kernstadt Bad Herrenalbs als Siedlungsbe-
reich oder freiraumschützende Festlegungen wie zum Beispiel die Vorbehaltsge-
biete „Mindestflur“ um die Ortsteile Bernbach, Neusatz und Rotensol sowie dem
Gaistal wären bei einem Landkreiswechsel Baden Herrenalbs in Frage gestellt.

Bad Herrenalb liegt in der Randzone um die Verdichtungsräume Karlsruhe/Pforz-
heim sowie als zentraler Ort im Mittelbereich des Mittelzentrums Bad Wildbad.
Es sei nicht anzunehmen, dass ein Landkreiswechsel Auswirkungen auf die Zu-
ordnung zu dieser Raumkategorie haben würde. Denkbar wäre eine Zuordnung
zum Mittelbereich Ettlingen; hierfür wäre aber ggf. eine Änderung des Landes-
entwicklungsplans erforderlich.

Größe der Gemeinde innerhalb der beiden Landkreise 

Während Bad Herrenalb im Landkreis Calw die achtgrößte von 25 Gemeinden ist,
wäre sie im Landkreis Karlsruhe nur auf Rang 25 von (dann) 33. Bad Herrenalb
würde im Landkreis Karlsruhe – so die Aussage in der Informationsbroschüre
zum Bürgerentscheid – einen Bedeutungsverlust hinnehmen.

Verwaltungsgemeinschaft mit Dobel

Es wird darauf hingewiesen, dass bei einem Landkreiswechsel die bestehende
Verwaltungsgemeinschaft mit Dobel aufgegeben werden müsste, da nach § 59 der
Gemeindeordnung (GemO) nur benachbarte Gemeinden desselben Landkreises
Verwaltungsgemeinschaften als Gemeindeverwaltungsverband bilden (oder eine
vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft eingehen) können. Bislang hat die Stadt
Bad Herrenalb für Dobel die Aufgaben der vorbereitenden Bauleitplanung und
die Aufgabe des Trägers der Straßenbaulast für Gemeindeverbindungsstraßen
wahrgenommen. 

Bürgernähe, Erreichbarkeit von kulturellen Angeboten, räumliche Verflechtung

Es wird vorgetragen, dass der Aspekt der Bürgernähe zu übergeordneten Verwal-
tungsbehörden und damit einhergehend auch die Erreichbarkeit dieser Einrichtun-
gen wichtig seien. Weiterhin wird mit der besseren Erreichbarkeit von kulturellen
Angeboten argumentiert, da eine Fahrt nach Calw für die Einwohner Bad Her-
renalbs aufgrund der großen Entfernung unattraktiv sei. 

Ein zentraler Aspekt sei die räumliche Verflechtung mit dem Raum Karlsruhe. Es
gebe in Bad Herrenalb eine hohe Zahl von Berufspendlern nach Karlsruhe, was
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„ein Gefühl der räumlichen Zusammengehörigkeit mit Karlsruhe“ erzeuge. Man
gehe davon aus, dass die ökonomische und soziale Orientierung der Bewohner
der Stadt Bad Herrenalb mehrheitlich in den Norden und Westen – nach Karls -
ruhe und den Landkreis Karlsruhe – gerichtet sei. Das genaue Ausmaß der Ver-
flechtung und diesbezügliche Daten (räumliche Zugehörigkeitsgefühle auf der re-
gionalen Ebene, Freizeit- oder Versorgungsverflechtungen) seien der Stadt Bad
Herrenalb allerdings nicht bekannt. Dies müsste – so die Stadt – „im Bedarfsfall“
durch ein Gutachten von der Landesregierung erhoben werden. 

Historische Aspekte

Zum historischen Hintergrund wird in der Informationsbroschüre zum Bürgerent-
scheid ausgeführt, dass die Gemeinde Bad Herrenalb vor ihrer offiziellen Grün-
dung 1791 jahrhundertelang württembergisch war. Nach der Reformation bildete
Bad Herrenalb den Sitz eines eigenen Klosteramts. Die zum Klostergebiet gehöri-
gen Orte wurden verwaltungsgemäß als Teil des Herzogtums Württemberg zu-
sammengelassen. Bei der Kreisreform Anfang der 1970er-Jahre war das Hauptar-
gument für den Verbleib beim Landkreis Calw der Fremdenverkehr, dessen Inte -
ressen man hier aufgrund der zahlreichen Bäder- und Kurorte weitaus besser ver-
treten sah als im industriell geprägten Landkreis Karlsruhe. Die endgültige Ent-
scheidung über den Verbleib von Bad Herrenalb beim Landkreis Calw wurde
dann nach einem mehrheitlichen Beschluss des Gemeinderats von Bad Herrenalb
durch den Beschluss des Landtags bei der Verabschiedung des Kreisreformgeset-
zes getroffen. 

Broschüre der Bürgerinitiative

Die Bürgerinitiative „Sag JA zum Landkreis Karlsruhe“ warb in ihrer Broschüre
zum Bürgerentscheid damit, dass Bad Herrenalb durch einen Kreiswechsel an der
dynamischen und innovativen Entwicklung des Wirtschaftsraums Karlsruhe teil-
nehmen könne und sich durch bessere Perspektiven mehr Gewerbebetriebe ansie-
deln würden, Hotel- und Gastronomieunternehmer durch neue und innovative
Konzepte in eines der bekanntesten und beliebtesten Naherholungsgebiete inve-
stieren würden, öffentliche Institutionen mit Stadtbahnanschluss einfacher er-
reichbar würden, die Gründung einer Haupt-, Gemeinschafts- und Werkrealschule
zusammen mit den Gemeinden des oberen Albtals möglich würde, der Tourismus
u. a. durch die Zugehörigkeit zum Klinik- und Bäderverbund im Landkreis Karls-
ruhe einen Aufschwung erfahren würde und hinsichtlich der Gewinnung von
Neubürgern größere Chancen durch die Zugehörigkeit zum Landkreis Karlsruhe
entstünden. Die Broschüre ist als Anlage beigefügt.

Weitere Äußerungen der Bürgerinitiative

Die Bürgerinitiative hat sich zu dem Gesuch der Stadt Bad Herrenalb mit ver-
schiedenen Schreiben an das Innenministerium gewandt. Das Innenministerium
hat insoweit im Januar 2017 mitgeteilt, dass eine förmliche Beteiligung der Bür-
gerinitiative nicht vorgesehen ist, die Abgabe einer Stellungnahme zu dem Anlie-
gen der Stadt Bad Herrenalb aber anheimgestellt werde. Inhaltlich haben sich die
Vertreter der Bürgerinitiative in diesen Schreiben insbesondere mit den histori-
schen Hintergründen des Landkreises Calw sowie bestehenden Zuständigkeiten
von Gerichten und Behörden und mit der Schulsituation befasst. Zudem wurden
Beispiele für die positive Entwicklung Bad Herrenalbs in der Vergangenheit so-
wie bereits bestehende Kooperationen der Stadt Bad Herrenalb mit dem Land-
kreis Karlsruhe bzw. einzelnen Kommunen dieses Landkreises dargestellt. Auch
das Verhältnis der Stadt Bad Herrenalb zum Landkreis Calw wurde betrachtet.
Überdies wurden Anmerkungen zum Wahlergebnis des Bürgerentscheids über-
mittelt. Insbesondere wurde von der Bürgerinitiative auf die bereits angesproche-
ne ökonomische und soziale Orientierung der Einwohner von Bad Herrenalb zum
Land- und Stadtkreis Karlsruhe sowie entsprechende vielfältige Verflechtungen
(Versorgung, Freizeit) hingewiesen. Die Bürgerinitiative hat die genannten Argu-
mente nochmals in einem „offenen Brief“ vom 22. Januar 2018 vorgetragen. Die
dem Innenministerium vorliegenden Unterlagen der Bürgerinitiative sind, soweit
für die Bewertung relevant, als Anlagen beigefügt.
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2. Stellungnahme des Landkreises Calw

Der Landkreis Calw führt in seiner Stellungnahme im Wesentlichen folgende Ge-
sichtspunkte an:

Auswirkungen auf die Einwohnerzahl und die Fläche

Bei einem Kreiswechsel würde sich die Einwohnerzahl des Landkreises Calw von
155.359 auf 147.718 Einwohnerinnen und Einwohner und damit um etwa 5 %
verringern. Im Vergleich der Landkreise in Baden-Württemberg verbliebe der
Landkreis Calw damit auf dem 27. Platz. Im Hinblick auf die Fläche würde der
Landkreis Calw (derzeit: 798 km²) 33 km² verlieren und vom 22. auf den 24. Platz
zurückfallen.

Auswirkungen auf die Zusammensetzung des Kreistags

Die Gesamtzahl der Kreisräte für den Landkreis Calw würde im Falle eines Land-
kreiswechsels entsprechend der Reduzierung der Einwohnerzahl von 44 auf 42
sinken. Bad Herrenalb gehört zum Wahlkreis Bad Wildbad, der aktuell sechs der
44 Sitze im Kreistag besetzt. Diese Anzahl würde sich auf vier Sitze verringern.
Drei der 44 Kreisräte stammen derzeit aus Bad Herrenalb. Bei einem Landkreis-
wechsel müsste – insbesondere während einer laufenden Wahlperiode – ggf. eine
Übergangsregelung getroffen werden.

Finanzielle Auswirkungen

Aus Sicht des Landkreises Calw wären mit einem Landkreiswechsel aus einer
übergeordneten Perspektive unmittelbar weder Einsparungen noch zusätzliche
Kosten für das Gemeinwesen verbunden, da der Zahlung der Kreisumlage Bad
Herrenalbs auf der einen Seite auch Zahlungen des Kreises an die Gemeinde (ins-
besondere Sozialleistungen) auf der anderen Seite gegenüberstünden. Gleiche fi-
nanzielle Beziehungen würden im Falle eines Kreiswechsels zum Landkreis Karls-
ruhe entstehen.

Auswirkungen auf die wirtschaftliche und touristische Entwicklung

Der Landkreis Calw hält ein Ausscheiden Bad Herrenalbs aus der Tourismusre -
gion Landkreis Calw strukturpolitisch für einen schweren Fehler. 

Der Stellenwert des Tourismus sei im ehemaligen Kurorte- und Bäderkreis Calw
nach wie vor sehr hoch angesiedelt. Bad Herrenalb sei als übernachtungsstärkste
Kommune ein wichtiger Bestandteil im Tourismuskonzept des Landkreises und
passe von seinen Infrastruktureinrichtungen und seiner landschaftlichen Prägung
bestens in das Portfolio des Schwarzwaldtourismus. Zusammen mit den Bäder-
kommunen Bad Liebenzell, Bad Wildbad und Bad Teinach gehöre Bad Herrenalb
zum Aushängeschild des Nördlichen Schwarzwalds und des Landkreises Calw.
Würde Bad Herrenalb nicht mehr Teil dieser Gemeinschaft sein, würde die
Strahlkraft der Tourismusgemeinden im westlichen Teil des Landkreises deutlich
geschwächt.

Neben Hotellerie, Gastronomie, Kur- und Gesundheitseinrichtungen seien in Bad
Herrenalb fast alle anderen Branchen (z. B. Handel, Dienstleistungsgewerbe,
Handwerk) in besonderem Maße vom Tourismus abhängig. Der Tourismus stelle
den größten Wirtschaftsfaktor dar und sei arbeitsmarktpolitisch von großer Be-
deutung. Auch auf Kreisebene würden viele politische Entscheidungen vor dem
Hintergrund einer positiven touristischen Entwicklung getroffen. Dies sei im
Landkreis Karlsruhe weniger der Fall, weshalb ein Landkreiswechsel strukturpo-
litisch für Bad Herrenalb von Nachteil wäre. Als Beispiel führt der Landkreis
Calw hier die Landesgartenschau 2017 an, die – mit großem Erfolg – in Bad Her-
renalb stattgefunden hat. Dabei wurde die Stadt vom Landkreis Calw mit großem
personellem Aufwand und in vielfältiger Weise unterstützt. 

Diese enge Verbindung zwischen den Aktivitäten der Tourismus GmbH und den
kommunalpolitischen Entscheidungen auf Kreisebene würde durch einen Land-
kreiswechsel in Bezug auf Bad Herrenalb gelöst. Dies hätte nachteilige Auswir-
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kungen sowohl auf den Landkreis als auch für Bad Herrenalb hinsichtlich des
Tourismus und damit des wichtigsten Wirtschaftsfaktors für die Stadt und den
Landkreis. Andere vom Tourismus weitgehend unabhängige Wirtschaftszweige
seien in Bad Herrenalb nur von sekundärer Bedeutung. Daran werde sich auch
zukünftig kaum etwas ändern, da geeignete Flächen für die Ansiedlung von Ge-
werbebetrieben nur begrenzt zur Verfügung stünden. Es seien daher kaum Mög-
lichkeiten gegeben, ein tourismusunabhängiges zweites Standbein aus- bzw. auf-
zubauen.

Auswirkungen auf die Effizienz und die Qualität der Aufgabenerledigung sowie
die Bürgernähe öffentlicher Dienstleistungen

Hinsichtlich der Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen und der Wahrneh-
mung öffentlicher Aufgaben sei der Landkreis Calw mit den entsprechenden
Behörden auf einen Kreiszuschnitt einschließlich der Stadt Bad Herrenalb ausge-
richtet, weswegen ein Kreiswechsel negative Auswirkungen auf die Effizienz und
die Qualität der Aufgabenerfüllung durch das Landratsamt Calw sowie negative
Auswirkungen hinsichtlich der Bürgernähe seiner Dienstleistungen habe. Dies
gelte für nahezu alle Aufgabenbereiche. Beispielhaft wurde dies für einige Be -
reiche dargestellt.

Bei der Abfallwirtschaft wären aufgrund der Kostenstruktur mit einem hohen An-
teil an Fix- und Strukturkosten Gebührenerhöhungen notwendig, um alle Leistun-
gen im gewohnten Umfang weiter erbringen zu können. Aufgrund der geringeren
Auslastung müsse der Recyclinghof in Dobel geschlossen werden. Für die Ein-
wohner aus Dobel würde dies längere Anfahrtswege und damit eine geringere
Bürgernähe und Servicequalität der Abfallwirtschaft GmbH bedeuten.

Die Außenstelle der Kfz-Zulassungsstelle in Bad Wildbad-Calmbach sei bei ei-
nem Landkreiswechsel wirtschaftlich in Frage gestellt, da etwa die Hälfte der
Kunden dieser Zulassungsstelle aus Bad Herrenalb komme und eine entsprechen-
de Kürzung des Personals nicht möglich sei. Da die Aufrechterhaltung des Be-
triebs der Außenstelle eine Reduzierung der Einnahmen um ca. 50 % bei gleich-
bleibenden Personalkosten bedeuten würde, wäre damit die Kosteneffizienz und
Wirtschaftlichkeit der Außenstelle Calmbach in Frage gestellt. Eine Schließung
der Außenstelle würde für die Bewohnerinnen und Bewohner des gesamten Enz-
tals sowie von Teilen der Enz-Nagold-Platte aufgrund der weiteren Fahrtstrecken
zur Außenstelle nach Nagold oder zur Hauptstelle am Landratsamt Calw längere
Fahrzeiten und damit erhebliche Nachteile mit sich bringen.

Bezüglich der Fachgebiete Umwelt, Technik und Bauen sei ein proportionaler
Stellenabbau nicht möglich, da ein Mindestmaß an Personalausstattung notwen-
dig sei um einen qualitätsvollen Verwaltungsvollzug zu gewährleisten. Besonders
gravierend seien die Auswirkungen bei der Bauordnungsverwaltung, da aufgrund
eigener baurechtlicher Zuständigkeiten der größeren Städte Calw, Nagold, Alten-
steig und Bad Wildbad durch einen Kreiswechsel Bad Herrenalbs ein anteilsmäßi-
ger Rückgang der zu betreuenden Einwohnerinnen und Einwohner von ca. 9,8 %
zu verzeichnen wäre. Es müsse dann eine Erhöhung der Gebühren für Baugeneh-
migungen erwogen werden, um die Kosteneffizienz aufrechtzuerhalten. 

Im Bereich des Feuerwehrwesens würde ein Kreiswechsel dazu führen, dass we-
gen des Verlusts der Stützpunktfeuerwehr in Bad Herrenalb die Versorgung der
Gemeinde Dobel betroffen wäre. Außerdem entstünden bei der digitalen Alarmie-
rung der Feuerwehren aufgrund erforderlicher organisatorischer und baulicher
Änderungen Kosten in Höhe von etwa 30.000 Euro.

Hinsichtlich der Aufgabenbereiche Jugend, Soziales und Integration sei eine 
– durch die bei einem Landkreiswechsel notwendig werdende Abgabe der ent-
sprechenden Fälle bedingte – proportionale Reduzierung des Personals problema-
tisch, da ein Großteil der Aufgaben des Sozialdezernats in kleinen Einheiten mit
jeweils wenigen Vollzeitstellen erfüllt werde. Auch hinsichtlich der Aufgaben,
die im Rahmen der Subsidiarität an Dritte (wie z. B. Träger der freien Wohlfahrts-
pflege) delegiert seien, wäre ein Landkreiswechsel mit negativen Auswirkungen
verbunden. Dabei handele es sich um kleine bzw. kleinste Einheiten mit ein bis
zwei Vollzeitstellen, die faktisch nicht reduziert werden könnten, bei einem
Wechsel in den Landkreis Karlsruhe dort aber neu aufgebaut werden müssten.
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Zudem seien bei einem Kreiswechsel negative Auswirkungen auf die soziale In-
frastruktur im Landkreis Calw zu erwarten. Beispielhaft wird hier die Jugend -
hilfe-Tagesgruppe in Bad Herrenalb erwähnt, die vom Arbeiter-Samariterbund
getragen werde und momentan den Bedarf im westlichen Teil des Landkreises
(Bad Herrenalb, Dobel, Bad Wildbad, Höfen, Enzklösterle) abdecke. Der Land-
kreis Karlsruhe biete dieses Angebot in Ettlingen und Malsch und somit in unmit-
telbarer Nähe zu Bad Herrenalb an; dies würde aber den Bestand der Tagesgruppe
in Bad Herrenalb und damit ein wichtiges Jugendhilfeangebot gefährden.

Im Bereich des Straßenbaus seien in den vergangenen Jahren – gerade auch mit
Blick auf die Landesgartenschau 2017 – große Summen aus dem Kreishaushalt in
die Sanierung der Straßen auf Bad Herrenalber Gemarkung investiert worden. Bei
einem Landkreiswechsel könne die Personalstärke der zuständigen Abteilung ins-
besondere im Straßenbetriebsdienst aufgrund des erforderlichen personellen Min-
destbestands bei prozentualem Aufgabenrückgang nicht entsprechend reduziert
werden. Dadurch könne die Kosteneffizienz auch in diesem Bereich nicht auf-
rechterhalten werden. 

Zusammenfassend stellt der Landkreis Calw fest, dass ein Landkreiswechsel Bad
Herrenalbs in sämtlichen Bereichen des Landratsamts zu einem Aufgabenrück-
gang führen würde. Eine proportionale Reduzierung der Personalstellen sei je-
doch nicht möglich. Der finanzielle Aufwand für den Landkreis Calw bliebe etwa
gleich hoch. Die Einnahmen durch Gebührenerhebungen und dem Erhalt von
Mitteln nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) würden jedoch zurückgehen.
Die Kosteneffizienz würde somit nicht aufrechterhalten werden können. Um die
Effizienz dennoch erhalten zu können, wäre die Erhöhung von Entgelten und Ab-
gaben erforderlich und/oder es wären Einbußen bei der Bürgernähe und der Ser -
vicequalität der öffentlichen Dienstleistungen (z. B. Schließung von Außenstel-
len) hinzunehmen. 

Politische Auswirkungen, Präzedenzwirkung

Der Landkreis Calw befürchtet eine Präzedenzwirkung für weitere Kreiswechsel-
wünsche, von denen auch der Landkreis Calw aufgrund seiner Topografie und der
Nähe zu den Ballungsräumen Stuttgart, Böblingen, Karlsruhe und Pforzheim be-
troffen sein könnte. Die „Randlage“ der Stadt Bad Herrenalb wird vom Landkreis
indes durchaus als Chance gesehen, da die an den Landkreisgrenzen gelegenen
Kommunen eine wichtige Brückenfunktion in die angrenzenden Ballungsräume
erfüllten. Bad Herrenalb nehme eine solche Brückenfunktion vom Landkreis
Calw in die Regionen Ettlingen und Karlsruhe wahr. Der Landkreis unterstütze
dabei ausdrücklich Kooperationen über Landkreisgrenzen hinweg, dort wo dies
sinnvoll sei.

Sonstige Auswirkungen

Außerdem spricht der Landkreis Calw weitere Bereiche an, in denen sich im Falle
eines Kreiswechsels Auswirkungen ergeben könnten: Die Wahlkreiseinteilung
(Landtagswahl), die Zuständigkeit der ordentlichen und anderer Gerichte, des
Grundbuchamts, der Staatsanwaltschaften, weiterer Behörden (Staatliches Schul-
amt, Agentur für Arbeit), des Jobcenters, des Regionalverbands sowie der Indus -
trie- und Handelskammer. Hinsichtlich der ambulanten ärztlichen Versorgung sei
fraglich, ob Bad Herrenalb weiterhin zum Mittelbereich Bad Wildbad gehören
würde oder dann dem Mittelbereich Ettlingen zugeordnet wäre.

Zu den Gründen des öffentlichen Wohls

Aus Sicht der Landkreisverwaltung sprechen Gründe des öffentlichen Wohls ge-
gen einen Landkreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb.

Die dargestellten vielfältigen negativen Auswirkungen, die ein Landkreiswechsel
der Stadt Bad Herrenalb für den Landkreis Calw hätte, verdeutlichten, dass das
öffentliche Wohl dadurch erheblich beeinträchtigt werden würde. Zudem würde
sich die politische Wahrnehmung der Stadt Bad Herrenalb durch die Zugehörig-
keit zum Landkreis Karlsruhe verschlechtern. 
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Auch überschätzten die Befürworter eines Landkreiswechsels die damit verbun-
denen positiven Aspekte für die Entwicklung Bad Herrenalbs. Zugleich unter-
schätzten sie die eigenen kommunalen Möglichkeiten und die Potenziale der Zu-
sammenarbeit, die auch über Landkreisgrenzen hinaus bestünden und bereits ge-
nutzt würden. Schon heute besuchten viele Schüler aus dem Landkreis Calw
Schulen im Landkreis Karlsruhe bzw. pendelten viele Berufstätige über die Kreis-
grenzen hinweg. Bereits heute bestehe eine Anbindung der Stadt Bad Herrenalb
an den Öffentlichen Personennahverkehr in den Ballungsraum Karlsruhe.

Soweit die Befürworter eines Landkreiswechsels auf kürzere Fahrwege zu Kreis -
einrichtungen oder zu Gerichten verwiesen, so treffe dies bei weitem nicht auf al-
le Dienstleistungen der Kreisbehörden zu. Sofern dies jedoch zutreffe, wiesen die
Fahrzeiten keine solchen Unterschiede auf, dass dies einen Landkreiswechsel
rechtfertigen würde. Dieses Argument würde sonst auch zu einer Vielzahl von
Landkreiswechseln in Baden-Württemberg führen. Zudem werde die Frage der
Entfernung von Behörden und Kreiseinrichtungen in Zukunft immer mehr an Be-
deutung verlieren, da aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung auch in der
Verwaltung viele Anträge online gestellt werden könnten und ein persönliches Er-
scheinen somit nicht mehr zwingende Voraussetzung sei.

Soweit sich die Befürworter eines Landkreiswechsels die Neuansiedlung von Ge-
werbegebieten sowie den Zuzug von Neubürgern aufgrund besserer Perspektiven
durch die Zugehörigkeit zum Landkreis Karlsruhe erhofften, seien diese Erwar-
tungen völlig unrealistisch. Die Entscheidung für die Ansiedlung von Gewerbe -
gebieten und den Zuzug von Neubürgern hänge nach aller Erfahrung in keiner
Weise von der Zugehörigkeit der Stadt zu dem einen oder dem anderen Landkreis
ab. Entscheidend hierfür seien vielmehr Aspekte wie verfügbares Bauland, die
Grundstückspreise, das Angebot an Arbeitskräften, die Erreichbarkeit mit Indivi-
dualverkehr und ÖPNV, das Angebot an Kinderbetreuungs- und Bildungseinrich-
tungen, von Pflegedienstleistungen, die medizinische Versorgung, das Nahversor-
gungsangebot sowie das Freizeit- und Kulturangebot. Das Vorliegen dieser Fak-
toren sei jedoch ganz überwiegend nicht davon abhängig, ob die Stadt Bad Her-
renalb dem Landkreis Calw oder dem Landkreis Karlsruhe angehöre. 

Ausschlaggebend für die Neuansiedlung von Unternehmen – unabhängig von der
Branche – sei die räumliche Nähe zum Wirtschaftsraum Karlsruhe. Diese bestehe
aber bereits heute schon und eine Änderung der Kreisgrenzen würde daran nichts
ändern. Auch die Möglichkeit der interkommunalen Zusammenarbeit über Kreis-
grenzen hinweg bestehe schon heute. Gewerbeflächen zu schaffen und interkommu-
nale Zusammenarbeit zu begründen, sei nicht Aufgabe der Landkreise, sondern der
Gemeinden. Ebenso verhalte es sich mit der Schaffung bezahlbaren Wohnraums.

Fazit

Aus Sicht des Landkreises Calw wäre ein Landkreiswechsel mit nachteiligen
wirtschaftlichen, politischen, organisatorischen und sonstigen Auswirkungen ver-
bunden und würde die Kosteneffizienz und Bürgernähe der Verwaltung beein-
trächtigen. Nach Auffassung des Landkreises Calw sprechen Gründe des öffent -
lichen Wohls für die weitere Zugehörigkeit der Stadt Bad Herrenalb zum Land-
kreis Calw.

3. Stellungnahme des Landkreises Karlsruhe 

Der Landkreis Karlsruhe spricht in seiner Stellungnahme im Wesentlichen fol-
gende Aspekte an:

Auswirkungen auf Einwohnerzahl, Organisatorische Veränderungen, Finanzielle
Auswirkungen

Der Landkreis Karlsruhe weist darauf hin, dass sich seine Einwohnerzahl durch
einen Kreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb von 435.841 auf 443.482 erhöhen
würde. Bad Herrenalb würde unter den Gemeinden im Landkreis Karlsruhe den
25. Rang von 33 einnehmen. 
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Der Landkreis Karlsruhe erwartet von einem Kreiswechsel in rechtlicher Hinsicht
keine nennenswerten Vor- oder Nachteile. Veränderungen würde es insbesondere
bei den finanziellen Auswirkungen geben. 

Der Landkreis Karlsruhe erwartet, dass bei einem Landkreiswechsel die für alle
kreisangehörigen Städte und Gemeinden geltenden Verwaltungsrichtlinien und
Qualitätsstandards auch von der Stadt Bad Herrenalb übernommen würden, um
eine einheitliche Versorgung und Betreuung aller Kreiseinwohner im Landkreis
Karlsruhe sicherzustellen.

Organisatorische Veränderungen wären im Falle einer Eingliederung der Stadt
Bad Herrenalb in den Landkreis Karlsruhe insofern notwendig als die benötigten
räumlichen und personellen Kapazitäten zur Aufgabenwahrnehmung für die Ein-
wohner der Stadt Bad Herrenalb geschaffen werden müssten. Der Bedarf werde je
nach Aufgabenzuwachs bzw. Struktur in den verschiedenen Tätigkeitsfeldern un-
terschiedlich ausfallen. Als Beispiele für einen erweiterten Aufgabenzuwachs
werden die Zuständigkeiten der unteren Verwaltungsbehörde (u. a. Baurecht,
Ausländerrecht, Umweltrecht, Waffenrecht) genannt. Mit finanziellen Mehrbelas -
tungen für den Landkreis sei zu rechnen. Insoweit wird die Erwartung geäußert,
dass der zusätzliche Aufwand für die Übernahme der Zuständigkeiten für Bad
Herrenalb vom Gesetzgeber finanziell ausgeglichen würde.

Auswirkungen auf die Finanzbeziehungen zwischen Städten und Gemeinden 

Der Kreisumlagesatz im Landkreis Karlsruhe lag im Jahr 2016 bei 31 Prozent-
punkten. Damit wurde im Haushalt des Landkreises Karlsruhe ein Kreisumlage-
aufkommen von ca. 161.000 Euro erzielt. Umgerechnet auf die Einwohnerzahl
von 443.482 betrug das Kreisumlageaufkommen im Jahr 2016 somit 362,54 Euro
pro Einwohner. Die Steuerkraftsumme der Stadt Bad Herrenalb lag im Jahr 2016
bei 8,1 Mio. Euro. Bei einem Kreisumlagesatz von 31 Prozentpunkten müsste die
Stadt Bad Herrenalb damit 2,6 Mio. Euro an den Landkreis Karlsruhe abführen.
Pro Kopf würde das ein durchschnittliches Aufkommen von 340,27 Euro pro Ein-
wohner bedeuten. Damit würde das durchschnittliche Pro-Kopf-Aufkommen an
der Kreisumlage deutlich unter dem derzeitigen durchschnittlichen Kreisum -
lagesatz pro Einwohner im Landkreis Karlsruhe liegen. Bei gleichbleibendem
Kreis umlagesatz würde damit bei einem Beitritt der Stadt Bad Herrenalb das
Durchschnittsaufkommen der Kreisumlage pro Einwohner im Landkreis sinken.
Zugleich würden aus der Kreisumlage der derzeitigen Städte und Gemeinden im
Landkreis Karlsruhe etwa 260.000 Euro nach Bad Herrenalb abfließen. Der Land-
kreis Karlsruhe geht also letztlich davon aus, dass die Stadt Bad Herrenalb nur
unterdurchschnittlich zur Kreisumlage im Landkreis Karlsruhe beitragen könnte.

Das Landratsamt Karlsruhe hat diesen Teil der Stellungnahme im Hinblick auf die
vorliegende Große Anfrage aktualisiert. Danach liegt der Kreisumlagesatz im
Landkreis Karlsruhe im Jahr 2018 bei 32 Prozentpunkten. Damit wird im Haushalt
des Landkreises Karlsruhe ein Kreisumlageaufkommen von 190.241.910 Euro er-
zielt. Das Pro-Kopf-Aufkommen liegt bei 432,26 Euro. Die für die Kreisumlage
2018 maßgebliche Steuerkraftsumme von Bad Herrenalb beträgt 9.258.454 Euro.
Bei einem Kreisumlagesatz von 32 Prozentpunkten müsste die Stadt Bad Her-
renalb rund 2.962.700 Euro an Kreisumlage an den Landkreis Karlsruhe ab-
führen. Pro Kopf würde dies ein durchschnittliches Aufkommen von rund 383 Eu-
ro bedeuten und deutlich unter dem durchschnittlichen Pro-Kopf-Aufkommen des
Landkreises Karlsruhe von rund 432 Euro liegen. Bei gleichbleibendem Kreis -
umlagesatz würde damit bei einem Beitritt der Stadt Bad Herrenalb das Durch-
schnittsaufkommen der Kreisumlage pro Einwohner im Landkreis Karlsruhe sin-
ken. Zugleich würden aus der Kreisumlage der derzeitigen 32 Städte und Gemein-
den im Landkreis Karlsruhe rund 385.000 Euro nach Bad Herrenalb abfließen.

Auswirkungen auf die Sozialkosten

Hinsichtlich der Kosten für Sozialleistungen sei nur eine grobe Abschätzung
möglich. Der Landkreis Karlsruhe zahle derzeit durchschnittlich 397,96 Euro pro
Einwohner an Sozialleistungen an die Bürgerinnen und Bürger in den 32 Städten
und Gemeinden. Unter Zugrundelegung der gleichen Standards sowie der durch-
schnittlichen Sozialstruktur des Landkreises Karlsruhe würden damit im Falle 
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eines Beitritts 2,9 Mio. Euro an Sozialleistungen an die Bürgerinnen und Bürger
der Stadt Bad Herrenalb fließen. Ausgehend vom derzeitigen Kreisumlagesatz
würde die Stadt Bad Herrenalb aber nur 2,6 Mio. Euro an Kreisumlage an den
Landkreis bezahlen müssen. Dies würde bedeuten, dass selbst bei einer durch-
schnittlichen Sozialstruktur in Bad Herrenalb mehr Sozialhilfe an die dortigen
Bürgerinnen und Bürger fließen würde, als die Stadt Kreisumlage an den Land-
kreis Karlsruhe zahlen müsste.

Auswirkungen auf den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV)

In Bezug auf den ÖPNV geht der Landkreis Karlsruhe davon aus, dass das bishe-
rige Leistungsangebot in Bad Herrenalb bestehen bleiben soll. Festzuhalten sei,
dass die beiden erst vor kurzem fortgeschriebenen Nahverkehrspläne der Land-
kreise Calw und Karlsruhe die Ein- und Auspendlerströme nicht nur in den jewei-
ligen Kreisen betrachten, sondern auch die kreisübergreifenden Bedarfe abbilden.
Darauf abgestimmt werden bereits heute zwischen den Verkehrsverbünden (VGC
und KVV) den Bürgerinnen und Bürgern bedarfsgerechte Anbindungen sowohl
nach Karlsruhe als auch nach Calw angeboten und in den Fahrkartentarifen ein-
heitlich abgebildet. Die jeweiligen Angebote sind an dem zentralen Umsteige-
punkt (Endhaltestelle Bad Herrenalb, Linie S 1) aufeinander abgestimmt, sodass
der Nutzer des ÖPNV keine Landkreisgrenzen erkennt. 

Zudem geht der Landkreis Karlsruhe davon aus, dass das bisherige Finanzie-
rungssystem des ÖPNV bei einem Landkreiswechsel entsprechend der geltenden
Regelungen auch auf die Stadt Bad Herrenalb übertragen würde. Bei Beibehal-
tung des derzeitigen Leistungsangebots, das insbesondere die Kosten für die
Schienenanbindung sowie die Busanbindungen umfasst, würde das auf Bad Her-
renalb bezogene Defizit im ÖPNV ca. 200.000 Euro pro Jahr betragen. Unter Bei-
behaltung der derzeitigen ÖPNV-Finanzierungsstruktur im Landkreis Karlsruhe
würde dies dazu führen, dass der Landkreis Karlsruhe und die Stadt Bad Her-
renalb je 100.000 Euro für das entstehende Defizit aufwenden müssten.

Auswirkungen auf die Wahlen zum Kreistag

Der Landkreis Karlsruhe erwartet eine Erhöhung der Sitzzahl im Kreistag von 
76 auf 78. Bei einem Landkreiswechsel würde die Stadt Bad Herrenalb voraus-
sichtlich dem bisherigen Wahlkreis XIII Karlsbad mit den Gemeinden Karlsbad,
Marxzell und Waldbronn zugeordnet. Die abschließende Entscheidung darüber
würde jedoch dem Kreistag obliegen. Der Wahlkreis XIII Karlsbad würde mit
Bad Herrenalb auf knapp 41.000 Einwohner anwachsen und wäre damit nach
Bruchsal der zweitgrößte Wahlkreis im Landkreis Karlsruhe. Die beiden zusätz -
lichen Regelsitze entfielen nach den Einwohnerzahlen zum 31. Dezember 2015
auf die Wahlkreise Karlsbad und Waghäusel.

Sonstiges

Der Landkreis thematisiert noch eine Änderung der Zuständigkeiten der unteren
Verwaltungsbehörden, eine etwa notwendig werdende Neugliederung der Forst-
bezirke, Anpassungen der Zuständigkeiten bei den Kreisstraßen und den Straßen-
meistereien sowie die Verteilung der Flüchtlinge. 

Erwähnt wird auch die bereits bestehende kreisübergreifende Zusammenarbeit
mit der Stadt Bad Herrenalb in den Bereichen Breitbandversorgung und Touris-
mus.

Ergänzend verweist der Landkreis Karlsruhe in diesem Zusammenhang auf ein
(der Stellungnahme beigefügtes) Schreiben vom 12. September 2016 an die Stadt
Bad Herrenalb, das eine Zusammenfassung der Auswirkungen enthält, die sich
für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bad Herrenalb im Falle eines Land-
kreiswechsels ergeben würden. Die darin enthaltenen Informationen dienten als
Grundlage für die Erstellung der Informationsbroschüre für den Bürgerentscheid
in der Stadt Bad Herrenalb.
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Fazit

Aus Sicht des Landkreises Karlsruhe hätte ein Beitritt der Stadt Bad Herrenalb für
den Landkreis in jedem Falle finanzielle Auswirkungen. Die Gesamtheit der Fi-
nanzkraft der dann 33 Städte und Gemeinden des Landkreises Karlsruhe würde
sich verschlechtern. Nach Auffassung des Landkreises ist es Sache des Gesetzge-
bers, die sich dann ergebenden Veränderungen auszugleichen, damit sich keine
nachteiligen Auswirkungen für die bisherigen 32 Städte und Gemeinden des
Landkreises ergeben.

Zusammenfassend bezweifelt der Landkreis Karlsruhe, dass für einen Landkreis-
wechsel der Stadt Bad Herrenalb unter Berücksichtigung der dargelegten organisa-
torischen, personellen und finanziellen Folgen für den Landkreis Karlsruhe, seine
rund 435.000 Einwohnerinnen und Einwohner sowie die kreisangehörigen Städte
und Gemeinden, Gründe des öffentlichen Wohls angenommen werden könnten. 

4. Stellungnahmen der Ministerien 

Innerhalb der Landesregierung wurden folgende (weitere) relevante Gesichts-
punkte angeführt:

Auswirkungen auf die Wahlkreiseinteilung bei Bundes- und Landtagswahlen

Bei einem Landkreiswechsel würde Bad Herrenalb zukünftig zum Landtagswahl-
kreis Ettlingen (derzeit Calw) gehören. Ein Neuzuschnitt der Landtagswahlkreise
wäre nicht erforderlich. Bei der Bundestagswahl würde Bad Herrenalb weiterhin
zum Wahlkreis Calw gehören. Ein Neuzuschnitt von Wahlkreisen wäre wohl
nicht notwendig, dies obliegt aber der Einschätzung des Bundesgesetzgebers.

Auswirkungen auf die Wahl der Kreistage, die Verwaltungsgemeinschaft mit Do-
bel und die anderen Stadtteile Bad Herrenalbs

Als Folge eines Kreiswechsels wären beide Kreistage (Calw und Karlsruhe) neu
zu wählen. Hier wären ggf. entsprechende Übergangsvorschriften erforderlich.

Die derzeit bestehende Verwaltungsgemeinschaft mit Dobel wäre nicht mehr
möglich, da eine solche nur zwischen Gemeinden desselben Landkreises bestehen
kann (§ 59 GemO). 

Die beiden Stadtteile von Bad Herrenalb Rotensol (68,6 % Nein-Stimmen) und
Neusatz (74,6 % Nein-Stimmen) haben mit deutlicher Mehrheit gegen einen
Wechsel Bad Herrenalbs zum Landkreis Karlsruhe votiert, während in der Kern-
stadt Bad Herrenalb 61,8 % für einen Kreiswechsel gestimmt haben. Im dritten
Stadtteil Bernbach haben sich die Bürger mit knapper Mehrheit (53,1 %) für einen
Landkreiswechsel ausgesprochen. Auch im Hinblick auf entsprechende Bürgeran-
fragen stellt sich vor diesem Hintergrund die Frage nach einer Spaltung der Ge-
meinde Bad Herrenalb im Falle eines Landkreiswechsels. 

Auswirkungen auf den Gemeindehaushalt, Sparkassenwesen

Positive Auswirkungen auf die Haushaltslage der Stadt Bad Herrenalb wären bei ei-
nem Kreiswechsel nicht erkennbar und werden von der Stadt auch nicht dargelegt.

Ein Landkreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb hätte organisationsrechtlich auf
die Sparkassen Pforzheim Calw und Karlsruhe nach der bestehenden Rechtslage
keine Auswirkungen. Im Falle eines Kreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb wür-
den sich die Zweigstellen/Filialen der Sparkasse Pforzheim Calw in Bad Her-
renalb in einem trägerfreien Gebiet befinden. Es bedarf keiner Übertragung dieser
Zweigstellen; diese könnten weiterhin von der Sparkasse Pforzheim Calw fortge-
führt werden. 

Polizei

Von einem Landkreiswechsel unberührt bliebe die Betreuung Bad Herrenalbs
durch den dortigen Polizeiposten. Übergeordnet wäre bei einem Kreiswechsel das



19

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3322

Polizeirevier Ettlingen anstelle des Polizeireviers Calw zuständig, was außerhalb
der Öffnungszeiten des Polizeipostens eine kürzere Anfahrtszeit mit sich bringen
würde. In zeitkritischen Einsatzlagen werden aber ohnehin, unabhängig von Zu-
ständigkeitsgrenzen eines Polizeireviers oder eines Polizeipräsidiums, auch ver-
fügbare Polizeikräfte eingesetzt, die die jeweils kürzesten Anfahrtswege haben.
Während der Dienstzeiten des Polizeipostens müsste allerdings künftig Dobel
(das derzeit vom Polizeiposten Bad Herrenalb mitbetreut wird) vom Polizeiposten
Bad Wildbad betreut werden, was einen deutlich längeren Anfahrtsweg bedeuten
würde. Hinsichtlich der Betreuung Bad Herrenalbs durch die polizeilichen Fach-
dienststellen (z. B. Verkehrsunfallaufnahme, Gewerbe/Umwelt, Polizeihundefüh-
rerstaffel) würden sich bei einem Landkreiswechsel keine oder nur geringfügige
Änderungen ergeben.

Die Landesregierung sieht im Rahmen des Projekts „Umsetzung der Evaluierung
Polizeistrukturreform“ vor, zum 1. Januar 2020 ein zusätzliches Polizeipräsidium
in Pforzheim einzurichten. Die Stadt Bad Herrenalb würde bei einem Landkreis-
wechsel auch nach dem 1. Januar 2020 zum Dienstbezirk des Polizeipräsidiums
Karlsruhe gehören; dagegen soll der Landkreis Calw zukünftig dem neu zu grün-
denden Polizeipräsidium Pforzheim zugeordnet werden. Die Entfernung von Bad
Herrenalb nach Pforzheim ist geringfügig kürzer als die Strecke zwischen Karls-
ruhe und Bad Herrenalb. Die Entfernung zwischen Bad Herrenalb und der nach
einem Landkreiswechsel zuständigen Kriminalpolizeidirektion Karlsruhe wäre et-
was geringer als die Distanz zwischen Bad Herrenalb und dem zukünftigen Stan-
dort der Kriminalpolizeidirektion Calw (zugehörig zum künftigen Polizeipräsidi-
um Pforzheim).

Sofern im Falle eines Landkreiswechsels keine Veränderung der justiziellen Zu-
ständigkeiten erfolgen würde, würde die Stadt Bad Herrenalb (auch nach dem 
1. Januar 2020) weiterhin im Bezirk des Amtsgerichts Calw und damit im Zustän-
digkeitsbereich des Oberlandesgerichts Stuttgart liegen, wohingegen alle anderen
Gemeinden im Landkreis Karlsruhe im Zuständigkeitsbereich des Oberlandesge-
richts Karlsruhe liegen würden. Dies gilt in gleicher Weise für die Zuständigkeit
der Staatsanwaltschaft (Tübingen; Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart). Dadurch
wäre vor allem bei der kriminalpolizeilichen Sachbearbeitung mit Mehraufwän-
den durch verlängerte Fahrtstrecken, insbesondere im Zusammenhang mit Haft -
sachen und Vorführungen, zu rechnen. 

Katastrophenschutz

Bad Herrenalb gehört zum Zuständigkeitsbereich des Landratsamts Calw als un-
tere Katastrophenschutzbehörde. Dort wirkt das Deutsche Rote Kreuz mit sei-
nem gemeinsamen Ortsverein Bad Herrenalb/Dobel mit, welcher über drei von
der unteren Katastrophenschutzbehörde zugewiesene Fahrzeuge des Bevölke-
rungsschutzes verfügt, die im Eigentum des Bundes bzw. des Landes stehen und
nach den dem Innenministerium vorliegenden Unterlagen in Bad Herrenalb un-
tergebracht sind. Die Fahrzeuge gehören zu einer von insgesamt zwei Einsatz -
einheiten des Fachdiensts Sanität und Betreuung des Katastrophenschutzes im
Landkreis Calw. Dies müsste im Falle eines Landkreiswechsels der Stadt Bad
Herrenalb entflochten werden. Dabei müssten die Alarm- und Einsatzpläne der
unteren Katastrophenschutzbehörden in beiden Landkreisen (Calw und Karls -
ruhe) nicht nur wegen der geänderten Kreiszuschnitte, sondern möglicherweise
auch wegen der Zusammensetzung der mitwirkenden Einheiten geändert wer-
den. Beides würde zu einem nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand und im
abgebenden Landkreis Calw möglicherweise zu einer Schmälerung der für den
Katastrophenschutz zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen führen. Da
sich an dem Verbleib der beiden genannten Einsatzeinheiten im Landkreis Calw
durch einen Kreiswechsel einer Gemeinde nichts ändern würde, müssten die ge-
nannten Fahrzeuge voraussichtlich aus Bad Herrenalb abgezogen und anderen
Standorten im Landkreis Calw neu zugeordnet und von diesen untergebracht
werden.

Vor diesem Hintergrund sind aus Sicht des Katastrophenschutzes keine positiven
Auswirkungen eines Landkreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb auf die Effizienz
und die Qualität der Aufgabenerledigung erkennbar. Ein Kreiswechsel hätte viel-
mehr durch den hervorgerufenen Verwaltungsaufwand und die möglicherweise
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eintretende Schmälerung der dem Landkreis Calw zur Verfügung stehenden per-
sonellen Ressourcen eher negative Auswirkungen. 

Rettungsdienst

Im Falle einer Änderung der Kreiszugehörigkeit Bad Herrenalbs müssten die bei-
den betroffenen Bereichsausschüsse der Rettungsdienstbereiche Calw und Karls-
ruhe die neuen Gegebenheiten bei ihren Bereichsplanungen nach § 3 Abs. 3 des
Rettungsdienstgesetzes (RDG) berücksichtigen. Insbesondere wäre auch die ret-
tungsdienstliche Versorgung des Gebiets der Gemeinde Dobel (Landkreis Calw)
planerisch sicherzustellen, welches derzeit von der Rettungswache Bad Herrenalb
mitversorgt wird. Aus Sicht des Bereichsausschusses Calw wäre durch eine Än-
derung der Kreiszugehörigkeit Bad Herrenalbs keine Verbesserung der Hilfsfrist
(§ 3 Abs. 2 RDG) zu erwarten; die Stellungnahme des Bereichsausschusses Karls-
ruhe enthält hierzu keine Aussage.

Derzeit wird die Rettungswache Bad Herrenalb vom DRK-Kreisverband Calw
e. V. verantwortlich besetzt. Bei einer Änderung der Kreiszugehörigkeit und dem
damit voraussichtlich verbundenen Wechsel des Leistungsträgers im Rettungs-
dienst ergäben sich insbesondere Personalfragen und Fragen im Zusammenhang
mit den Nutzungs- bzw. Eigentumsrechten an der Immobilie. 

Flüchtlinge

Ein Landkreiswechsel Bad Herrenalbs würde Anpassungsbedarf bei der Vertei-
lung von Flüchtlingen in die vorläufige Unterbringung sowie in die Anschlussun-
terbringung auslösen.

Kommunaler Finanzausgleich, Abfederung finanzieller Folgen 

Die Zuweisungen im kommunalen Finanzausgleich müssten hinsichtlich des
geänderten Aufgabenumfangs der unteren Verwaltungsbehörden angepasst wer-
den. Hierfür wären teilweise Gesetzesänderungen erforderlich. 

Der Landkreis Calw hat in seiner Stellungnahme ausgeführt, dass eine proportio-
nale Reduzierung der Personalstellen und damit der Personalkosten entsprechend
der Veränderung des Aufgabenumfangs im Landkreis Calw nicht möglich sei, da
es sich bereits heute um sehr kleine Einheiten handle. Es ist daher davon auszu -
gehen, dass sich im Falle eines Landkreiswechsels eine Mittelumschichtung zwi-
schen den betroffenen Kreisen schwierig gestalten würde. 

Schulen, Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ), Schüler-
BAföG

Auf die Schulsituation bei den weiterführenden Schulen hätte ein Landkreiswech-
sel keine Auswirkungen, da die meisten Schüler/-innen bereits bisher schon eine
Schule im Landkreis Karlsruhe besuchen. 

Eine Änderung der Kreiszugehörigkeit Bad Herrenalbs hätte allerdings Auswir-
kungen bei den SBBZ, da hier Schulbezirke bestehen und diese geändert werden
müssten. Eine Änderung des Schulbezirks wäre bei dem SBBZ Lernen erforder-
lich. Hier sind die Schülerinnen und Schüler aus Bad Herrenalb bislang dem
SBBZ Lernen an der Goßweilerschule Bad Wildbad-Calmbach zugeordnet; bei
einem Landkreiswechsel würden sie zum Schulbezirk der Schwarzwaldschule 
Ittersbach (Landkreis Karlsruhe) gehören.

Anträge auf Schüler-BAföG müssten im Falle eines Landkreiswechsels zukünftig
vom Landkreis Karlsruhe bearbeitet werden.

Umweltverwaltung, Abfallentsorgung

Durch einen Landkreiswechsel Bad Herrenalbs würde sich die Vollzugszustän-
digkeit für bestimmte Bereiche der Umweltverwaltung ändern. Auswirkungen
hätte eine Änderung der Kreiszugehörigkeit auf die Ausgleichszahlungen, die das
Umweltministerium jährlich für den Vollzug (im Bereich des Erneuerbare-Wär-
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me-Gesetzes) an die unteren Baurechtsbehörden auf der Grundlage eines Vertrags
direkt überweist, da sich die jeweiligen Einwohnerzahlen im Zuständigkeitsbe-
reich ändern würden. Diese müssten entsprechend angepasst werden.

Hingewiesen wird in diesem Zusammenhang darauf, dass eventuelle Personal-
und Mittelforderungen des Landkreises Karlsruhe im Bereich der Umweltverwal-
tung wegen zusätzlicher Aufgaben keinesfalls dazu führen dürften, dass das Land
in die Pflicht genommen würde; dies müssten die beiden Landkreise untereinan-
der regeln.

Bei der Abfallentsorgung würden sich im Falle eines Landkreiswechsels der Stadt
Bad Herrenalb im Landkreis Calw die Fixkosten dann auf weniger Einwohner
verteilen, im Gegenzug dazu würden sich die Transportwege und damit die Kos -
ten der Müllfahrzeuge verringern. Die Sammelstelle in Dobel würde zukünftig
entfallen; eine weitere Nutzung durch die Einwohner Bad Herrenalbs wäre wohl
grundsätzlich denkbar, würde aber eine entsprechende kreisüberschreitende Ver-
einbarung (die auch die Regelung von Ausgleichszahlungen beinhaltet) erforder-
lich machen.

Auswirkungen auf Handwerkskammer und IHK

Im Falle eines Kreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb würden sich für die Hand-
werkskammer Karlsruhe lediglich kammerinterne Auswirkungen ergeben, da der
bestehende Bezirk nicht berührt würde.

Im Bereich der IHK würde ein Wechsel der in Bad Herrenalb ansässigen Unter-
nehmen (aktuell 553) einschließlich ihrer Auszubildenden (aktuell 15) von der
IHK Nordschwarzwald zur IHK Karlsruhe notwendig. 

Die (vom Wirtschaftsministerium beteiligte) IHK Nordschwarzwald trägt vor,
dass die Stadt Bad Herrenalb im Bereich des Tourismus zur Region Schwarzwald
gehöre und sehr aktiv in der Schwarzwald Tourismus GmbH vertreten sei. Bereits
im Jahr 2014 sei im Landkreis Calw die Tourismus Nördlicher Schwarzwald
GmbH gegründet worden. Bad Herrenalb sei Gesellschafter und habe die Grün-
dung dieser Vermarktungseinheit auf Landkreisebene maßgeblich unterstützt und
befördert. Mit über 200.000 Übernachtungen sei Bad Herrenalb eine der wichtig-
sten Kommunen im Tourismus des nördlichen Schwarzwalds. Im Landkreis Calw
weise Bad Herrenalb die höchsten Übernachtungszahlen aus. Traditionell werde
der „Bäderkreis Calw“ im Rahmen der Schwarzwald-Bäderstraße seit vielen Jahr-
zehnten gemeinsam touristisch vermarktet. Die Struktur der sehr professionell
aufgestellten Tourismus Nördlicher Schwarzwald GmbH unterstütze die Tourist-
Info sowie die Tourismusunternehmen (Hotels, Gastronomie und Freizeitwirt-
schaft) in hohem Maße. Eine derart gut funktionierende Struktur finde sich im
Albtal bisher nicht. Allerdings gebe es seit diesem Jahr eine stärkere Kooperation
zwischen dem Landkreis Calw und den Städten Pforzheim und Karlsruhe. Bad
Herrenalb fungiere hier als Bindeglied und fühle sich darin sehr gut aufgehoben.
Die Gäste selbst orientierten sich nicht an Verwaltungsgrenzen, sondern an den
touristischen Höhepunkten in der Umgebung. Diese befänden sich von Bad Her-
renalb aus gesehen schwerpunktmäßig im Landkreis Calw (z. B. Baumwipfelpfad
Bad Wildbad, weitere Thermen in Bad Wildbad, Bad Teinach und Bad Lieben-
zell, Hesse-Stadt Calw).

Die IHK Nordschwarzwald befürwortet grundsätzlich klare und nachvollziehbare
Strukturen im Tourismus. Bei einem Landkreiswechsel Bad Herrenalbs könnten
erfolgreiche Kooperationen in diesen Bereichen nicht fortgeführt werden. Die
Bemühungen Bad Herrenalb als Tourismusstandort zu stärken, würden erheblich
geschwächt. Zu berücksichtigen wäre auch, dass die IHK Nordschwarzwald für
die Kammern in Baden-Württemberg einen besonderen Kompetenzschwerpunkt
in Baden-Württemberg aufgebaut hat, von dem die Unternehmen der Branche be-
sonders profitieren. Bei einem Wechsel zur IHK Karlsruhe könnte die ausgepräg-
te Tourismuswirtschaft in Bad Herrenalb darauf nicht mehr zugreifen. 

Die IHK Nordschwarzwald befürchtet bei einem Kreiswechsel zudem, dass in -
folge der Reduzierung der Bevölkerung bei nicht möglicher Reduzierung der vor-
gehaltenen Strukturen (Verwaltungsdienstleistungen, Abfallentsorgung) höhere
Bürokratie- und Verwaltungskosten für die im Landkreis Calw verbleibenden
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Bürger und Unternehmen entstehen. Insbesondere im Bereich der Abfallwirt-
schaft könnte dies – so die IHK – zu relevanten höheren Kostenbelastungen bei
den Unternehmen im Landkreis Calw führen.

Zuständigkeit der Agentur für Arbeit und des Jobcenters, Pendlerströme

In Bezug auf die Zuständigkeit der Agentur für Arbeit würde sich durch einen
Kreiswechsel Bad Herrenalbs zunächst keine Änderung ergeben. Um dem Grund-
satz der Einräumigkeit der Verwaltung zu genügen, müsste mit Zustimmung des
Verwaltungsrats der Bundesagentur für Arbeit eine Änderung in der Abgrenzung
der Bezirke der Agentur für Arbeit vorgenommen werden. In diesem Falle wäre
dann für die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde Bad Herrenalb die Agentur
für Arbeit Karlsruhe – Geschäftsstelle Ettlingen – zuständig; andernfalls wäre die
Zuständigkeit nach wie vor bei der Agentur für Arbeit Nagold – Geschäftsstelle
Bad Wildbad. Bei einem Zuständigkeitswechsel zur Agentur für Arbeit Karlsruhe
wäre das Jobcenter Landkreis Karlsruhe mit Standorten in Karlsruhe, Bretten,
Bruchsal, Waghäusel und Ettlingen zuständig. In Bezug auf die Entfernungen der
Agentur für Arbeit würde sich kaum eine Veränderung ergeben. 

Die Betrachtung der Pendlerströme lässt für den Fall eines Landkreiswechsels der
Stadt Bad Herrenalb keine signifikanten Auswirkungen auf die jeweilige Wirt-
schaftskraft erwarten.

Auswirkungen auf die Zugehörigkeit zum Regionalverband

Ein Landkreiswechsel Bad Herrenalbs zum Landkreis Karlsruhe hätte Auswir-
kungen auf die Zugehörigkeit zur jeweiligen Region. Der Landkreis Calw gehört
zur Region Nordschwarzwald, der Landkreis Karlsruhe zur Region Mittlerer
Oberrhein (§ 31 Abs. 1 Nr. 4 und 5 des Landesplanungsgesetzes). In der Folge ei-
nes Landkreiswechsels wäre auch die Zuordnung Bad Herrenalbs zum Mittelbe-
reich Bad Wildbad zu überprüfen und ggf. zu ändern. Zudem müssten regional-
planerische Festlegungen infolge eines Wechsels der Regionszugehörigkeit mit
der Notwendigkeit von Übergangslösungen neu getroffen werden. Aus raumord-
nerischer Sicht seien keine Anhaltspunkte erkennbar, dass Gründe des öffent -
lichen Wohls für einen Landkreiswechsel vorliegen.

Der (vom Wirtschaftsministerium beteiligte) Regionalverband Nordschwarzwald
teilt die vom Landratsamt Calw vertretene ablehnende Haltung gegenüber einem
Landkreiswechsel Bad Herrenalbs (Stellungnahme vom 20. März 2017). Gründe
des öffentlichen Wohls, die einen solchen Wechsel rechtfertigen könnten, seien
aus Sicht der Regionalplanung nicht festzustellen. Es entstünde zudem ein Auf-
wand in Bezug auf eine notwendig werdende Änderung des Regionalplans. Der
(ebenfalls beteiligte) Regionalverband Mittlerer Oberrhein hat in seiner Äußerung
in Bezug auf einen möglichen Landkreiswechsel Bad Herrenalbs keine aus Sicht
der Regionalplanung rechtfertigenden Gründe des öffentlichen Wohls mitgeteilt.
Er weist zudem für den Fall eines Landkreiswechsels auf einen nicht unerheb -
lichen zusätzlichen Planungsaufwand für den Regionalverband Mittlerer Ober -
rhein hin. 

Auswirkungen auf den öffentlichen Gesundheitsdienst, die regionale Umsetzung
des Europäischen Sozialfonds und die Sozialhilfe

Mit der Versorgung einer wenn auch nur geringfügig höheren Bevölkerungszahl
wäre im Falle eines Landkreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb vonseiten des
Landratsamts Karlsruhe hinsichtlich des öffentlichen Gesundheitsdiensts auch mit
Forderungen nach weiteren personellen Ressourcen im Bereich des höheren
Diensts zu rechnen. Die möglichen Verschiebungen werden als geringfügig ein-
geschätzt, Mehrkosten dürften nicht entstehen.

Ein Landkreiswechsel Bad Herrenalbs hätte auf die stationäre Versorgung der Be-
völkerung keine nennenswerten Auswirkungen. Der Klinikverbund Südwest be-
treibt im Landkreis Calw die beiden Kreiskrankenhäuser in Calw und Nagold.
Diese beiden Krankenhäuser haben für die stationäre Versorgung der Bevölke-
rung in Bad Herrenalb aufgrund der Entfernung und topografischen Situation nur
geringe Bedeutung. Ungeachtet dessen gilt das Prinzip der freien Arztwahl. Daher
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spielen für die Patientenströme und damit für die stationäre Versorgung der Be-
völkerung Kreisgrenzen erfahrungsgemäß eine untergeordnete Rolle. 

Ein Landkreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb hätte Auswirkungen auf die regio-
nale Umsetzung des Europäischen Sozialfonds (ESF). Aufgrund der bereits weit
fortgeschrittenen Umsetzung der ESF-Förderperiode 2014 bis 2020 und der für
diesen Zeitraum bestehenden vertraglichen Regelungen mit den Stadt- und Land-
kreisen könnte ein Landkreiswechsel allerdings erst in der ESF-Förderperiode
nach 2020 berücksichtigt werden. Konkrete Auswirkungen insoweit können der-
zeit noch nicht beschrieben werden.

Die Auswirkungen eines Landkreiswechsels im Bereich der Sozialhilfe lassen
sich zum jetzigen Zeitpunkt nicht genau bestimmen. Dies wäre davon abhängig,
ob der Landkreis Karlsruhe Aufgaben nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausfüh -
rung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch an die Stadt Bad Herrenalb delegie-
ren würde.

Auswirkungen auf Förderverfahren in der Landwirtschaft, den Bereich Ver -
braucherschutz und Ernährung und den Bereich Vermessungswesen

Bei den Förderverfahren in der Landwirtschaft würden sich bei einem Landkreis-
wechsel Bad Herrenalbs Zuständigkeitsänderungen und Auswirkungen mit einem
erhöhten Programmieraufwand (ca. 40.000 Euro) auf die EDV-Systeme und das
Fördermonitoring ergeben. Der personelle Mehrbedarf insoweit beim dann zu-
ständigen Landratsamt Karlsruhe wird als überschaubar eingeschätzt. 

Im Bereich Verbraucherschutz und Ernährung werden bei einem Landkreiswech-
sel Bad Herrenalbs insgesamt geringe Auswirkungen erwartet. Es ergäben sich
Zuständigkeitsänderungen im Bereich der Veterinär- und Lebensmittelüber -
wachung und somit auch Auswirkungen im Aufgabenbereich und in der Personal-
ausstattung. Zudem entstünde aufgrund des Wechsels von ca. 4 % der ansässigen
Lebensmittelbetriebe und von ca. 3 % der landwirtschaftlichen Anwesen ein der-
zeit noch nicht abschätzbarer Programmieraufwand.

Im Bereich des Vermessungswesens würde ein Landkreiswechsel beim Landkreis
Calw eine Reduzierung der Anzahl der Gemarkungen um rund 4 % (auf 89) und
beim Landkreis Karlsruhe einen Zuwachs um 4 % (auf 96) zur Folge haben. Die
hierdurch entstehenden Auswirkungen auf die Personalausstattung der beiden
Landkreise könne nicht quantifiziert werden. Für den Umzug des Liegenschafts-
katasters und den dadurch entstehenden Aufwand (insbesondere Personalkosten
für Verpackung und Transport, Programmieraufwand) werden ca. 8.400 Euro ver-
anschlagt.

Im Bereich ForstBW würde die IT-seitige Umorganisation (Programme FOKUS,
FoGIS und FoFIS) einen grob abgeschätzten Aufwand von 30 bis 40 Personenta-
gen (intern) zuzüglich Kosten in Höhe von ca. 10.000 bis 20.000 Euro erfordern.

Auswirkungen auf die Zuständigkeiten im Justizbereich

Ein Landkreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb würde im Bereich der ordent lichen
Gerichtsbarkeit in Bezug auf die Gerichtsbezirke nicht ohne Weiteres zu einer an-
deren Zuordnung führen. Bad Herrenalb ist derzeit dem Amtsgerichtsbezirk Calw
zugeordnet, der vom Landgerichtsbezirk Tübingen umfasst wird, der seinerseits
dem Bezirk des Oberlandesgerichts Stuttgart angehört. Im Falle eines Landkreis-
wechsels könnte mittels einer Rechtsverordnung die Stadt Bad Herrenalb nach
dem sogenannten Grundsatz der Einräumigkeit dem Amtsgerichtsbezirk Ettlingen
(Landgerichtsbezirk und Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe) zugewiesen wer-
den. Eine Veränderung der Amtsgerichtsbezirke würde einen Zuständigkeits-
wechsel im Bereich der Staatsanwaltschaften (vom Zuständigkeitsbereich der
Staatsanwaltschaft Tübingen in den Zuständigkeitsbereich der Staatsanwaltschaft
Karlsruhe) nach sich ziehen, ebenso einen Wechsel der Grundbuchämter (vom
Zuständigkeitsbereich des Amtsgerichts Böblingen zum Zuständigkeitsbereich
des Amtsgerichts Maulbronn). 

Ein Wechsel der Stadt Bad Herrenalb in den Landkreis Karlsruhe würde ohne
Weiteres zu einer Änderung des zuständigen Arbeitsgerichts (derzeit Pforzheim,
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dann Karlsruhe) führen. Für die Verwaltungsgerichtsbarkeit und die Sozialge-
richtsbarkeit ergeben sich im Falle eines Landkreiswechsels keine Änderungen
hinsichtlich der Zuständigkeit. Im Hinblick auf die Finanzgerichtsbarkeit wäre die
Frage einer Änderung der Geschäftsverteilung durch das Finanzgericht Baden-
Württemberg dann zu prüfen, wenn das Finanzministerium im Falle eines Land-
kreiswechsels Bad Herrenalbs eine Änderung der Zuständigkeiten der Finanz -
ämter (derzeit Finanzamt Pforzheim) vornehmen würde. Für das Notariatswesen
sind nur dann Auswirkungen zu erwarten, wenn es mit dem Landkreiswechsel zu
Änderungen bei den Bezirken der ordentlichen Gerichte kommen sollte. Für die
Justizvollzugsanstalten werden Auswirkungen nur für den Fall erwartet, dass eine
Änderung der Zugehörigkeit Bad Herrenalbs hinsichtlich des Amtsgerichtsbezirks
vorgenommen werden würde. 

Tourismus

In einer auf die Zukunft gerichteten Betrachtung ist unter tourismusfachlichen
Aspekten davon auszugehen, dass das touristische Marketing auf der Ebene des
Landkreises Calw mit der Tourismus Nördlicher Schwarzwald GmbH aktuell bes-
ser aufgestellt ist als dies im Landkreis Karlsruhe der Fall wäre, wo eine ver-
gleichbare Organisationseinheit nicht besteht. Dieser Aspekt unterfällt allerdings
primär der kommunalen Entscheidung. Die Marketingförderung des Landes endet
auf der regionalen Ebene der Schwarzwald Tourismus GmbH bzw. der Heilbäder
und Kurorte Marketing Baden-Württemberg GmbH. Insoweit könnten aus der
landesweiten Gemeinwohlsicht ggf. Synergie- und Effizienzaspekte des touristi-
schen Marketings im Sinne einer Optimierung des Tourismusbeitrags zum Wohl-
standsinteresse gegen das Umgliederungsersuchen sprechen.

Straßenbau

Ein Landkreiswechsel Bad Herrenalbs würde die Neuverteilung der Mittel für die
Unterhaltung und Instandhaltung der Landesstraßen bedingen. Zudem wäre im
Falle eines Kreiswechsels zu prüfen, ob die Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerle-
digung des im Landkreis Calw verbleibenden Streckennetzes durch den Straßen-
betriebsdienst noch gegeben wäre. Die Auswirkung auf die Wirtschaftlichkeit der
Aufgabenerfüllung durch den Landkreis Karlsruhe wäre ebenfalls noch zu klären;
von dort wurde in einer Stellungnahme gegenüber der Stadt Bad Herrenalb die
voraussichtlich notwendige Neueinteilung der Straßenmeistereien thematisiert.
Überdies müssten im Falle eines Landkreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb die
jährlichen FAG-Zuweisungen an die Landkreise neu berechnet werden.

9. Hat sie die in der Einschätzung der Stadt Bad Herrenalb angesprochene Ver-
flechtungsanalyse (beispielsweise hinsichtlich Pendlerinnen und Pendler,
Schülerinnen und Schüler sowie Kaufkraft) inzwischen erstellt bzw. beabsich-
tigt sie – ggf. unter Mitwirkung von Bad Herrenalb und der betroffenen Land-
kreise – eine solche Analyse noch zu erstellen und welche Daten liegen der
Landesregierung hierzu gegenwärtig schon vor und wie bewertete sie diese?

Zu 9.:

Von den Befürwortern eines Landkreiswechsels wird auch die soziale und ökono-
mische Verflechtung Bad Herrenalbs mit dem Raum Karlsruhe angeführt. Auch
wenn diesbezüglich keine belastbare Untersuchung vorliegt, kann für die vorlie-
gende Betrachtung unterstellt werden, dass eine solche Verflechtung tatsächlich
in nennenswertem Umfang besteht. Sie liegt aufgrund der Gegebenheiten (Ver-
kehrsanbindung an Karlsruhe, Wirtschaftskraft des Raums Karlsruhe) auch nahe.
Die Verflechtungen der Einwohner der Stadt Bad Herrenalb mit dem Land- und
Stadtkreis Karlsruhe sind auch topografisch und durch die Nähe zum Wirtschafts-
raum Karlsruhe bedingt. Solche Verflechtungen bestehen indes in vielen in Nach-
barschaft zu Ballungszentren liegenden und durch den öffentlichen Personennah-
verkehr gut angebundenen Kommunen. Es ist Ausfluss der gestiegenen Mobilität,
dass die abgeschlossene und statische Gemeindebevölkerung der Vergangenheit
angehört, ebenso wie die frühere räumliche Identität von Wohnort, Arbeitsplatz,
Schulort sowie Kultur-, Erholungs- und Sportangeboten. 
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Wenn die Landkreisgrenzen sich stets nach diesen Verflechtungen zu richten hät-
ten, bestünde die Gefahr, dass durch die dadurch bedingten Grenzänderungen die
Leistungsfähigkeit der eher ländlich geprägten Landkreise gefährdet würde. Als
wesentliches bzw. alleiniges Kriterium zur tragfähigen Begründung für Ge-
bietsänderungen erscheinen derartige Verflechtungen, die überdies auch Verände-
rungen unterworfen sein können, nicht geeignet. 

Für die soziale und ökonomische Verflechtung Bad Herrenalbs mit dem Raum
Karlsruhe einschließlich der ebenfalls geltend gemachten besseren Erreichbarkeit
von kulturellen Angeboten in Karlsruhe gilt ohnehin, dass die Kreisgrenzen letzt-
lich kein Hindernis darstellen. Dies wird auch aus den vorliegenden Stellungnah-
men deutlich. Das gilt umso mehr, als sich ein erheblicher Teil der Verflechtungs-
bezüge und des kulturellen Angebots auf die Stadt Karlsruhe bezieht, die einen 
eigenen Stadtkreis bildet, und damit gerade nicht auf den Landkreis Karlsruhe.
Daher ist die als Argument für den Landkreiswechsel angeführte Verflechtung in
den Raum Karlsruhe in der Abwägung im Ergebnis von eher geringem Gewicht
und nach Auffassung der Landesregierung für die vom Gesetzgeber zu treffende
Abwägungsentscheidung letztlich nicht von maßgeblicher Bedeutung. Vor die-
sem Hintergrund hat die Landesregierung davon abgesehen, eine solche Verflech-
tungsanalyse in Auftrag zu geben.

10. Hat sie dabei auch nicht quantifizierbare Gründe für einen Landkreiswechsel,
wie beispielsweise räumliche Zugehörigkeitsgefühle, berücksichtigt bzw. wird
sie dies tun?

Zu 10.:

Von den Befürwortern eines Landkreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb wird als
weiteres Argument die emotionale Verbundenheit mit dem Raum Karlsruhe ange-
führt. Zu Recht wird insoweit darauf hingewiesen, dass dieser Faktor nicht quan-
tifizierbar ist. Auch wenn die Identifikation mit einer Gebietskörperschaft durch-
aus ein Kriterium für die Zuordnung zu einem Landkreis sein kann, so ist doch
festzustellen, dass das sehr knappe Ergebnis des Bürgerentscheids mit nur einer
Mehrheit von 43 Stimmen gerade keine breite Identifikation der Bürger der Stadt
Bad Herrenalb mit dem Landkreis Karlsruhe widerspiegelt. Daher kommt diesem
Aspekt nach Auffassung der Landesregierung im hier zu beurteilenden Fall nur
ein sehr geringes Gewicht zu. 

12. Welche für die Abwägung relevanten Vorteile hätte aus ihrer Sicht der Wech-
sel des Landkreises für die Stadt Bad Herrenalb, für die betroffenen Land -
kreise und Gemeinden sowie für die Bürgerinnen und Bürger?

13. Welche Nachteile hätte aus ihrer Sicht der Wechsel des Landkreises für die
Stadt Bad Herrenalb, für die betroffenen Landkreise und Gemeinden sowie
für die Bürgerinnen und Bürger?

14. Wie beurteilt sie unter Einbeziehung der Äußerungen der Stadt Bad Her-
renalb, des Landkreises Calw und des Landkreises Karlsruhe und vor dem
Hintergrund der Aussage des Koalitionsvertrages, dass in dieser Legislatur-
periode „Zuschnitt und die Größe unserer Städte, Gemeinden und Landkreise
unverändert bestehen“ bleiben sollen, das Anliegen der Stadt Bad Herrenalb?

Zu 12. bis 14.:

Obwohl die Anregung für den Landkreiswechsel von der Stadt Bad Herrenalb
ausgeht, ist für die verfassungsrechtliche Beurteilung wesentlich, dass eine Ände-
rung der Kreiszugehörigkeit Bad Herrenalbs eine Gebietsänderung der betroffe-
nen Landkreise bedeuten würde, die nach Art. 74 Abs. 1 der Landesverfassung
Gründe des öffentlichen Wohls voraussetzt, während das Gebiet der Gemeinde
Bad Herrenalb auch im Falle eines Kreiswechsels unangetastet bliebe. Dies führt
zwar nicht dazu, dass die Belange Bad Herrenalbs bei der zu treffenden Ab -
wägungsentscheidung keine Rolle spielen; Ausgangspunkt der Abwägung ist in-
des die mit dem Gesuch erstrebte Änderung des Gebiets zweier Landkreise. Bei
den Gründen des öffentlichen Wohls sind neben den Belangen der beiden betrof-
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fenen Landkreise Calw und Karlsruhe sowie der Gemeinde Bad Herrenalb auch al-
le sonstigen relevanten Belange, insbesondere die des Landes, zu berücksichtigen.

In diesem Zusammenhang ist allgemein festzuhalten, dass das Land ein besonderes
Interesse an einer leistungsfähigen Verwaltungsstruktur hat, gerade auch hinsicht-
lich der unteren Verwaltungsbehörden. Dazu ist eine gewisse Homogenität der
Landkreise erforderlich. Dabei entspricht es der Haltung der Landesregierung, dass
nach Bevölkerung und Gebiet kleinere Landkreise – wie vorliegend der Landkreis
Calw – nicht noch weiter verkleinert werden, da dies letztlich eine effiziente Wahr-
nehmung der staatlichen Aufgaben nicht unerheblich erschweren würde.

Aus den verschiedenen Stellungnahmen, die unter den Ziffern 5 bis 8 und 11 in zu-
sammengefasster Form dargestellt sind, ergeben sich bei zusammenschauender
Betrachtung (sehr) wenige erwartete Vorteile und demgegenüber eine ganz erheb-
liche Anzahl von – gewichtigen – Nachteilen, die sich bei einem Landkreiswechsel
Bad Herrnalbs in den Landkreis Karlsruhe ergeben würden. Für einige Be reiche
hätte ein Landkreiswechsel keine oder nur (sehr) geringfügige Auswirkungen.

Als Vorteil eines möglichen Kreiswechsels kann die insgesamt wohl bessere Er-
reichbarkeit von öffentlichen Einrichtungen mit dem öffentlichen Personennah-
verkehr gesehen werden. Hinsichtlich der Erreichbarkeit mit dem Auto ergäben
sich jedoch bei einem Kreiswechsel keine erheblichen Unterschiede. Bei der Er-
reichbarkeit des Recyclinghofs (zukünftig Ettlingen anstelle von Dobel) ergäbe
sich dagegen eine deutliche Verschlechterung. Die Möglichkeit, Dienstleistungen
der öffentlichen Verwaltung effizient in Anspruch nehmen zu können, ist zwar
ein durchaus beachtlicher Faktor. Allerdings wird die Frage der Entfernung von
Behörden und Kreiseinrichtungen in Zukunft immer mehr an Bedeutung verlie-
ren, da aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung auch in der Verwaltung vie-
le Anträge online gestellt bzw. andere Angelegenheiten in dieser Form abge-
wickelt werden können und ein persönliches Erscheinen somit bereits heute in
vielen Fällen nicht mehr zwingende Voraussetzung ist.

Ein möglicher Vorteil einer Zugehörigkeit Bad Herrenalbs zum Landkreis Karls-
ruhe könnte in den kürzeren Anfahrtszeiten für die Polizei außerhalb der Dienst-
zeiten des Polizeipostens Bad Herrenalb sowie einer etwas günstigeren Erreich-
barkeit der Fachdienste der Polizei gesehen werden. Allerdings ist auch zu
berücksichtigen, dass sich bei einem Landkreiswechsel Bad Herrenalbs die An-
fahrtszeiten nach Dobel, das dann nicht mehr vom Polizeiposten Bad Herrenalb
betreut würde, deutlich verlängern würden. Auf die Ausführungen auf Seite 18
wird verwiesen. Hinzu käme, dass bei unveränderter Zuständigkeit der ordent -
lichen Gerichte bei einem Landkreiswechsel mit einem erhöhten Aufwand für die
Polizei zu rechnen wäre. 

Die von der Bürgerinitiative aufgeführten Gründe einer besseren wirtschaftlichen
und touristischen Entwicklung sowie steigenden Neuansiedlungen von Gewerbe-
betrieben und Neubürgern sind spekulativ und haben keinen oder nur einen sehr
geringen Bezug zur Kreiszugehörigkeit. Auch in der der Stellungnahme der Stadt
Bad Herrenalb beigefügten Ausarbeitung der Bürgerinitiative zur Umkreisung
wird deutlich, dass das Wohlergehen Bad Herrenalbs in der Gegenwart und der
Vergangenheit allenfalls in geringem Umfang von der Kreiszugehörigkeit, son-
dern vielmehr von anderen Faktoren wie etwa der Ausgestaltung verschiedener
Gesundheitsreformen, beeinflusst wurde.

Gegen einen Kreiswechsel spricht der vom Landkreis Calw dargelegte Verlust an
Verwaltungseffizienz für verschiedene Bereiche wie z. B. die Abfallwirtschaft,
die Baurechtsverwaltung, das Feuerwehrwesen, den Straßenbau, die Kfz-Zulas-
sung sowie den Bereich Jugend, Soziales und Integration. Denn durch einen
Kreiswechsel würde die Anzahl der Kreiseinwohnerinnen und -einwohner, für die
die Verwaltungsleistungen erbracht werden, sinken und es würden damit auch
entsprechende Gebühreneinnahmen verloren gehen; andererseits könnte keine
entsprechende Reduktion insbesondere des Personals vorgenommen werden. Es
könnte alternativ die Schließung von Außenstellen notwendig werden, was aller-
dings im Gegensatz zur Forderung nach mehr Bürgernähe stünde. Aus den Stel-
lungnahmen ergibt sich auch, dass für den Fall eines Landkreiswechsels der Stadt
Bad Herrenalb mit relevanten höheren Bürokratie- und Verwaltungskosten (hier
wird insbesondere der Bereich Abfallwirtschaft genannt) sowohl für die Unter-
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nehmen als auch die Bürger im Landkreis Calw gerechnet wird. Zudem werden
seitens des Landkreises negative Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur im
Landkreis Calw erwartet.

Für den Bereich des Feuerwehrwesens wird damit gerechnet, dass ein Landkreis-
wechsel dazu führen würde, dass wegen des Verlusts der Stützpunktfeuerwehr in
Bad Herrenalb die Versorgung der Gemeinde Dobel betroffen wäre. Zudem er-
scheint fraglich, ob die hervorgehobene Stellung der Bad Herrenalber Feuerwehr
nach einem Landkreiswechsel noch gegeben wäre. 

In Bezug auf den Bereich Katastrophenschutz sind für den Fall eines Landkreis-
wechsels der Stadt Bad Herrenalb keine positiven Auswirkungen auf die Effizienz
und die Qualität der Aufgabenerledigung erkennbar. Bei einem Landkreiswechsel
werden vielmehr durch den dadurch hervorgerufenen Verwaltungsaufwand und
die möglicherweise eintretende Schmälerung der dem Landkreis Calw zur Verfü-
gung stehenden personellen Ressourcen eher negative Auswirkungen erwartet. 

Aus raumordnerischer Sicht sind keine Gesichtspunkte erkennbar, die für einen
Landkreiswechsel Bad Herrenalbs sprechen. Hingewiesen wird in diesem Zusam-
menhang auch auf einen nicht unerheblichen zusätzlichen Planungsaufwand für
den (dann zuständigen) Regionalverband Mittlerer Oberrhein.

Für den im Landkreis Calw sehr bedeutsamen Bereich des Tourismus – dem
wichtigsten Wirtschaftsfaktor für die Stadt und den Landkreis – wird bei einem
Landkreiswechsel Bad Herrenalbs mit erheblichen Nachteilen und einer deut -
lichen Schwächung sowohl für den Landkreis als auch die Stadt Bad Herrenalb
gerechnet. 

Aus den vorliegenden Stellungnahmen ist ersichtlich, dass positive Auswirkungen
auf die Finanzkraft und die Haushalte der beteiligten Kommunen nicht zu erwar-
ten sind. Nach Darstellung des Landkreises Karlsruhe hätte ein Beitritt der Stadt
Bad Herrenalb für den Landkreis in jedem Falle finanzielle Auswirkungen. Es
wird davon ausgegangen, dass die Stadt Bad Herrenalb nur unterdurchschnittlich
zur Kreisumlage im Landkreis Karlsruhe beitragen könnte. Auch würde ein Land-
kreiswechsel dazu führen, dass selbst bei einer durchschnittlichen Sozialstruktur
in Bad Herrenalb mehr Sozialhilfe an die dortigen Bürgerinnen und Bürger
fließen würde, als die Stadt Kreisumlage an den Landkreis Karlsruhe zahlen müs-
ste. Insgesamt würde sich die Gesamtheit der Finanzkraft der dann 33 Städte und
Gemeinden des Landkreises Karlsruhe bei einem Landkreiswechsel Bad Her-
renalbs verschlechtern. 

Ein Landkreiswechsel Bad Herrenalbs hätte zur Folge, dass sich die Einwohner-
zahl des Landkreises Calw um etwa 5 % auf unter 150.000 verringern würde. Im
Hinblick auf die Fläche würde der Landkreis – bezogen auf alle Landkreise in Ba-
den-Württemberg – vom 22. auf den 24. Platz zurückfallen. Bad Herrenalb wäre
im Landkreis Karlsruhe in Bezug auf die Größe nur noch auf Rang 25 (von dann
33 Gemeinden), während es derzeit die achtgrößte Gemeinde im Landkreis Calw
ist. Hierdurch wird ein entsprechender Bedeutungsverlust der Stadt befürchtet. 

Ein Kreiswechsel hat beim Bürgerentscheid in Bad Herrenalb nur eine sehr knap-
pe Mehrheit gefunden. Die Bürger in den beiden Teilorten Rotensol und Neusatz
haben sich mit deutlicher Mehrheit gegen einen Kreiswechsel ausgesprochen. Für
den Fall, dass sich der Gesetzgeber für einen Landkreiswechsel aussprechen wür-
de, drohte in der Folge die Spaltung der Stadt Bad Herrenalb. Dass die Mehrheit
nur sehr knapp ausfiel, ist für die Beurteilung eines Kreiswechsels von Bedeutung
und in die Abwägung mit einzubeziehen. Lediglich für die tatsächlich vorgelegte
Frage beim Bürgerentscheid, ob sich die Stadt für einen Kreiswechsel einsetzen
solle, ist es ohne Belang, wie deutlich die Mehrheit ausgefallen ist, solange das
Zustimmungsquorum erreicht ist. Die mit dem Bürgerentscheid getroffene Ent-
scheidung, sich bei Landtag und Landesregierung für den Kreiswechsel einzuset-
zen, ist aber bereits umgesetzt. 

Ein Kreiswechsel hätte zudem negative Folgen durch die Auflösung der Verwal-
tungsgemeinschaft mit Dobel.

Auch die bereits bestehenden landkreisgrenzenübergreifenden Kooperationen,
insbesondere beim Karlsruher Verkehrsverbund und den Schulen, sprechen gegen
die Argumentation, dass durch einen Landkreiswechsel Verbesserungen erreicht
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werden könnten. Vielmehr zeigt dies, dass es in den genannten Bereichen gerade
nicht entscheidend auf die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einem ganz be-
stimmten Landkreis ankommt. 

Ein Landkreiswechsel würde – wie dargelegt – einen erheblichen Umstellungs-
aufwand auf verschiedenen Ebenen erfordern. So entstünden z. B. nicht unerheb -
liche Kosten für die Digitalen Alarmumsetzer bei der Alarmierung der Feuer-
wehr, Kosten für die Umprogrammierung landwirtschaftlicher Förderverfahren,
für die IT-seitige Umorganisation im Bereich ForstBW und für den Umzug des
Liegenschaftskatasters. 

Hinzu kommt der Aufwand für die Änderung von Zuständigkeiten, die im Falle
eines Landkreiswechsels von Bad Herrenalb für zahlreiche Bereiche und damit in
großem Umfang notwendig werden würde. Beispielhaft für viele der bereits dar-
gestellten Bereiche ist die wohl erforderliche Anpassung der Verordnung der Ge-
richtsbezirke der ordentlichen Gerichtsbarkeit an die geänderte Kreiszugehörig-
keit, die wiederum Voraussetzung für eine effiziente Wahrnehmung der diesbe-
züglichen polizeilichen Aufgaben ist. Auch wird in den Stellungnahmen darauf
hingewiesen, dass die Zuweisungen im kommunalen Finanzausgleich hinsichtlich
des dann geänderten Aufgabenumfangs der unteren Verwaltungsbehörden ange-
passt werden müssten, was auch entsprechende Gesetzesänderungen erforderlich
machen würde.

Die in den jeweiligen Stellungnahmen zum Ausdruck gebrachte Haltung der drei
unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften zu dem Gesuch der Stadt Bad Her-
renalb stellt sich wie folgt dar: Der Landkreis Calw spricht sich deutlich gegen 
einen Kreiswechsel aus, der Landkreis Karlsruhe bezweifelt, dass für einen Land-
kreiswechsel der Stadt Bad Herrenalb Gründe des öffentlichen Wohls angenom-
men werden können und hält eine Aufnahme der Stadt Bad Herrenalb in den
Landkreis Karlsruhe nur bei finanzieller Kompensation durch das Land für hin-
nehmbar. Eine solche Kompensation durch das Land kommt aber nicht in Be-
tracht. Im Ergebnis stehen die beiden betroffenen Kreise dem Wechsel mehr oder
minder deutlich ablehnend gegenüber, während in Bad Herrenalb nur eine sehr
knappe Mehrheit für den Wechsel votiert hat, wobei zwei Teilorte sich deutlich
gegen einen Kreiswechsel ausgesprochen haben. 

Aus einer übergeordneten landesbezogenen Perspektive erscheint es darüber hin-
aus problematisch, wenn durch die Wechselwünsche einzelner Gemeinden durch
einen „Domino-Effekt“ die gesamte bewährte und seit der Kreisgebietsreform un-
verändert bestehende Kreisgebietsstruktur in Frage gestellt würde. So könnte die
Ermöglichung eines Landkreiswechsels der Stadt Bad Herrenalb eine negative
Vorbildwirkung mit Auswirkungen für das gesamte Land haben. Es könnte durch
eine solche Einzelkorrektur der Kreisgebietsreform ein Anreiz für Gemeinden ge-
schaffen werden, vergleichbare Wechsel anzustreben. Hierdurch würde sugge-
riert, dass das vermeintliche Interesse einer einzelnen Gemeinde an einem Land-
kreiswechsel ohne Berücksichtigung des Wohls der hiervon betroffenen Kreise
und des gesamten Landes zu dem erstrebten Ziel führen könnte. Dies könnte aber
keinesfalls im Interesse des Landes sein, weshalb diese möglichen Folgen bereits
bei der Bewertung des vorliegenden Falles einzubeziehen sind. Insoweit ist auch
die folgende im Koalitionsvertrag zwischen Bündnis 90/Die Grünen und CDU für
die Legislaturperiode 2016 bis 2021 (Seite 65) enthaltene Aussage für die Abwä-
gung von Bedeutung: „Baden-Württemberg hat sich nicht zuletzt aufgrund der
Stärke seiner Kommunen zu einem prosperierenden Bundesland entwickelt. Un-
sere Kommunen sind trotz ihrer Unterschiedlichkeit effizient, leis tungsfähig und
bürgernah. Deshalb lassen wir den Zuschnitt und die Größe unserer Städte, Ge-
meinden und Landkreise unverändert bestehen.“

Insgesamt wird aus der Auswertung der vorliegenden Stellungnahmen deutlich,
dass bezogen auf das Gesuch der Stadt Bad Herrenalb die in diesem Zusammen-
hang von der Rechtsprechung als beachtliche Gemeinwohlbelange anerkannten
Parameter – Steigerung der Leistungsfähigkeit von Kommunen, Effizienz der
kommunalen Aufgabenerledigung, Sicherung der Solidität kommunaler Haus-
halte, raumordnerische Aspekte oder Sicherung einer umfassenden Daseinsvor-
sorge – bei einem Wechsel zum Landkreis Karlsruhe nicht vorliegen. 
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In der Gesamtabwägung sprechen daher nach Auffassung der Landesregierung
die gewichtigeren Gründe für eine Beibehaltung der Zugehörigkeit der Stadt Bad
Herrenalb zum Landkreis Calw. 

Strobl

Minister für Inneres, 
Digitalisierung und Migration
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Bürgerentscheid 
am 23. Oktober 2016
Informationen 

der Stadt Bad Herrenalb 

zum Landkreiswechsel

Anlage 4
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Landkreis Karlsruhe

Landkreis Calw

Calw

Bad
     Herrenalb

Karlsruhe
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Liebe Bürgerinnen und Bürger,

am 23. Oktober 2016 haben Sie die Möglichkeit, in einem 

Bürgerentscheid über die Antragstellung eines Landkreiswechsels 

beim Landtag von Baden-Württemberg abzustimmen.

Es geht um die Frage, ob die Stadtverwaltung Bad Herrenalb 

einen Antrag beim baden-württembergischen Landtag stellen 

soll, dass Bad Herrenalb aus dem Landkreis Calw aus- und in 

den Landkreis Karlsruhe eingegliedert wird. Bitte beachten Sie, 

dass Ihre Stimme nur beeinflusst ob ein Antrag von Seiten der 

Stadt gestellt wird oder nicht. Für einen tatsächlichen Landkreis-

wechsel mit Aus- bzw. Eingliederung der Stadt Bad Herrenalb 

bedarf es nach § 7 Landkreisordnung letztendlich eines Geset-

zes. Dieses Gesetz kann nur vom Landtag Baden-Württemberg 

beschlossen werden. Der Gemeinderat hat sich einstimmig für 

einen Bürgerentscheid ausgesprochen und legt diese für unsere 

Stadt zukunftsweisende Entscheidung in die Hände der Bürge-

rinnen und Bürger. Sie entscheiden damit, ob ein Antrag bei der 

Landesregierung, den Landtagsfraktionen sowie den Landtags-

abgeordneten gestellt wird, dass diese eine Gesetzesvorlage in 

den Landtag einbringen, nach der die Stadt Bad Herrenalb aus 

dem Landkreis Calw aus- und in den Landkreis Karlsruhe ein-

gegliedert wird. Je größer die Wahlbeteiligung ist, desto größer 

wird die Akzeptanz der Entscheidung sein. 

Wir wünschen uns, dass alle Bürgerinnen und Bürger eine 

fundierte Entscheidung treffen in dieser für unsere gesamte 

Stadtgemeinschaft so wichtigen Frage. Die Informationen in 

dieser Broschüre und auf der städtischen Homepage unter 
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www.badherrenalb.de sollen die wichtigsten Fakten zusammen-

fassen und Ihnen eine Grundlage für Ihre Entscheidung geben. 

Zudem lade ich Sie herzlich ein, bei unserer Einwohnerversamm-

lung am 19. Oktober 2016 um 19:00 Uhr im Kurhaus teilzu-

nehmen. Ihre Fragen zum Thema Landkreiswechsel können Sie 

vorab auf der städtischen Homepage in einem extra eingerichte-

ten Bürgerforum unter der Rubrik Bürgerentscheid formulieren. 

Dem Bürgerentscheid ist bereits eine Zeit der Diskussion voran-

gegangen; immer wieder wurde über ein eventuelles Interesse 

eines Landkreiswechsels gesprochen. Ursprünglich sprach sich 

unser Gemeinderat dafür aus, das Thema Landkreiswechsel 

ausführlich im Jahr 2018 zu behandeln. Da sich die Bürgerinitia-

tive „Sag ja zum Landkreis Karlsruhe“ in diesem Jahr mit einem 

Bürgerbegehren an die Stadtverwaltung gewandt hat, muss nach 

§ 21 Abs. 3 Gemeindeordnung noch in diesem Jahr eine Ent-

scheidung getroffen werden.

Liebe Bürgerinnen und Bürger, uns als Gemeinderat und mir 

persönlich als Bürgermeister ist es wichtig, dass Sie objektiv 

informiert werden, um fundiert entscheiden zu können, ob sie 

für oder gegen einen Antrag auf einen Landkreiswechsel beim 

Landtag sind. Sie haben die Wahl.

Ihr

 

Norbert Mai, Bürgermeister
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Muste
r

Amtlicher Stimmzettel 
für den Bürgerentscheid

in Bad Herrenalb
am Sonntag 23.10.2016
Sie haben nur eine Stimme.

Bei dem Bürgerentscheid ist über die
folgende Frage mit ja oder nein abzustimmen.

Bitte nur ja oder nein ankreuzen,
sonst ist Ihre Stimme ungültig.

Sind Sie dafür, dass sich die Stadt Bad 
Herrenalb bei der Landesregierung, den 
Landtagsfraktionen sowie den Landtags-

abgeordneten dafür einsetzt, dass diese eine 
Gesetzesvorlage in den Landtag einbringen, 
nach der die Stadt Bad Herrenalb aus dem 
Landkreis Calw aus- und in den Landkreis 

Karlsruhe eingegliedert wird?

Ja Nein
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Sie erhalten im Wahllokal gegen Abgabe Ihrer Wahlbenach-

richtigung einen Stimmzettel, der aussieht wie das abgebildete 

„Muster“.

Auf dem Stimmzettel können Sie mit JA oder NEIN ankreuzen.

JA bedeutet: „Ich bin für einen Wechsel der Stadt Bad Herrenalb 

zum Landkreis Karlsruhe“

NEIN bedeutet: „Ich bin gegen einen Wechsel der Stadt 

Bad  Herrenalb zum Landkreis Karlsruhe

Was würde sich für Sie bei einem 
 Landkreiswechsel ändern:

Ein wichtiges Thema ist die Erreichbarkeit von öffentlichen 

Dienststellen außerhalb von Bad Herrenalb. Hier ist zu unter-

scheiden, ob Sie mit einem Kraftfahrzeug mobil sind oder öffent-

lichen Verkehrsmitteln in Anspruch nehmen müssen. In Zeiten 

zunehmender Vernetzung kann vieles von zu Hause am Compu-

ter erledigt werden, so dass der Gang zum Amt ganz entfällt. Bei 

der Auflistung der Fahrtzeiten wurde versucht, einen Mittelweg 

zu finden, so dass geringfügige Abweichungen möglich sind. 

Landratsamt Calw Kfz 37,3 km ca. 0,43 Std. 

 Öffentl. Verkehrsmittel ca. 2,02 Std.

Landratsamt Karlsruhe Kfz 26,9 km ca. 0,35 Std. 

 Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,54 Std.
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Finanzamt Neuenbürg Kfz 18,0 km ca. 0,20 Std. 

 Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,44 Std.

Finanzamt Ettlingen Kfz 19.9 km ca. 0,24 Std. 

 Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,34 Std.

Kfz-Zulassung Bad  Kfz 19,5 km ca. 0,23 Std. 

Wildbad-Calmbach Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,40 Std.

Kfz-Zulassung Ettlingen Kfz 21,5 km ca. 0,25 Std. 

 Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,45 Std.

Agentur für Arbeit Kfz 21,4 km ca. 0,27 Std. 

Bad Wildbad Öffentl. Verkehrsmittel ca. 1,43 Std.

Agentur für Arbeit Kfz 20,4 km ca. 0,26 Std. 

Ettlingen Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,29 Std.

Recyclinghof Kfz 4,2 km ca. 0,06 Std. 

Dobel

Recyclinghof Kfz 22,8 km ca. 0,25 Std.  

Ettlingen Öffentl. Verkehrsmittel ca. 0,44 Std.

Amt für Vermessung Kfz 50,7 km ca. 0,47 Std. 

Geoinformation und Öffentl. Verkehrsmittel ca. 1,43 Std.  

Flurneuordnung  

Bruchsal
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Untere Vermessungs- Kfz 37,3 km ca. 0,43 Std. 

behörde Landratsamt Calw Öffentl. Verkehrsmittel ca. 2,02 Std.

Landwirtschaftsamt Kfz 37,3 km ca. 0,43 Std. 

Landratsamt Calw Öffentl. Verkehrsmittel ca. 2,02 Std.

Landwirtschaftsamt  Kfz 50,0 km ca. 0,47 Std. 

Bruchsal Öffentl. Verkehrsmittel ca. 1,56 Std.

Ein Landkreiswechsel hätte bezüglich der Zuständigkeit der 

Agentur für Arbeit nicht zwangsläufig einen Wechsel zur Folge. 

Einer Änderung in der Abgrenzung der Bezirke müsste zunächst 

der Verwaltungsausschuss der Bundesagentur zustimmen. Das 

Jobcenter würde bei einem Wechsel in den Landkreis Karlsruhe 

nach Karlsruhe wechseln, der zuständige Standort wäre dann in 

Ettlingen. Die örtliche Zuständigkeit der Familienkasse würde 

auch bei einem Landkreiswechsel in Nagold verbleiben.

Für Bad Herrenalb ist bisher das Finanzamt Pforzheim, Außen-

stelle Neuenbürg zuständig. Nach Auskunft des Ministeriums für 

Finanzen würde sich vorerst bei einem Landkreiswechsel nichts 

ändern.

Gerichte – Eine Eingliederung der Stadt Bad Herrenalb in den 

Landkreis Karlsruhe führt zu keiner Änderung verwaltungs-

gerichtlicher Zuständigkeitsbereiche. Gleiches gilt für die Sozial- 

und Finanzgerichte. Im Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit würde 

Bad Herrenalb bei einem Landkreiswechsel vom Arbeitsgericht 

Pforzheim zum Arbeitsgericht Karlsruhe wechseln. 
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Der Polizeiposten Bad Herrenalb steht als Ansprechpartner vor 

Ort für die Belange der Bürgerinnen und Bürger sowie der Insti-

tutionen weiterhin zur Verfügung. Ein Wechsel des Landkreises 

hat keine Auswirkungen auf die polizeiliche Betreuung. Anstatt 

des Polizeireviers Calw würde das Polizeirevier Ettlingen die 

Zuständigkeit übernehmen. Die Notrufe unter der Notfallnum-

mer „110“ laufen zentral in Karlsruhe auf, unabhängig davon, ob 

Bad Herrenalb dem Landkreis Calw oder Karlsruhe angehört. 

Hilfesuchende werden auch weiterhin die Notrufzentrale unter 

der Notrufnummer 112 anrufen können. Gespräche würden bei 

einem Landkreiswechsel dann auf die Leitstelle Karlsruhe umge-

leitet. 

Die Alarmierung der Feuerwehr ist auch bei einem Wechsel 

zum Landkreis Karlsruhe gewährleistet. Allerdings müssten 

sogenannte Digitale Alarmumsetzer (DAU) durch den Landkreis 

Karlsruhe erworben bzw. neu eingerichtet werden. 

Auswirkungen auf die vertragsärztliche Patientenversorgung 

würde es für die Bevölkerung von Bad Herrenalb bei einem 

Landkreiswechsel nicht geben, da freie Arztwahl in Deutschland 

besteht. Dem Sozialgesetzbuch nach soll eines der nächsterreich-

baren medizinischen Versorgungsangebote in Anspruch genom-

men werden, unabhängig von Landkreisgrenzen. 

Keine Auswirkungen wird ein Landkreiswechsel auf die Arznei-

mittelversorgung und den Apothekennotdienst haben, da 

deren Organisation nicht auf der Zugehörigkeit zu einem Land- 

oder Stadtkreis beruht.
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Nach Rücksprache beim Karlsruher Verkehrsverbund KVV wird es 

keine Änderungen im Zugverkehr geben.

Anders sieht es beim Buslinienverkehr aus. Hier ist abzuwarten 

wie der zuständige Aufgabenträger, also der Landkreis Karlsruhe 

oder der Landkreis Calw das Verkehrsangebot vor Ort festlegt. 

Keine Auswirkungen auf die Schulsituation in Bad Herrenalb 

hätte nach Einschätzung des Regierungspräsidiums Karlsruhe ein 

Wechsel der Landkreiszugehörigkeit.

Ein Wechsel der Landkreiszuordnung würde zu einer Verände-

rung der Regionalklasseneinstufung in der KFZ-Versicherung 

und somit des Versicherungsbeitrags führen. Für bereits zugelas-

sene Fahrzeuge würde sich zunächst nichts ändern. Bei Neuzulas-

sung und Ummeldung würde sich der Zulassungsbezirk ändern 

und eine Eingruppierung in die Regionalklassen des Zulassungs-

bezirks Karlsruhe-Land erfolgen, deren Beiträge im Moment 

höher sind. 

Mit der Eingliederung in den Landkreis Karlsruhe würden die 

Mitgliedsunternehmen in Bad Herrenalb von der Industrie- und 

Handelskammer (IHK) Nordschwarzwald mit Sitz in Pforzheim 

nach Karlsruhe wechseln und von dort vertreten werden. Eine 

Mitwirkung in Ausschüssen und Arbeitskreisen der IHK Nord-

schwarzwald wäre dann nicht mehr möglich. Betroffen wären 

auch die Auszubildenden. Deren eingetragenen Ausbildungsver-

hältnisse würden von der IHK Karlsruhe übernommen und somit 

auch die Zuständigkeit für die Zwischen- und Abschlussprüfun-

gen; Berufsschulen müssten im Landkreis Karlsruhe und der 
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Stadt Karlsruhe besucht werden. Mit dem Übergang von hoheit-

lichen Aufgaben würde auch im Kompetenzbereich Tourismus 

Beratungsleistungen, für den die IHK Nordschwarzwald unter 

den baden-württembergischen IHKs die Federführung innehat, 

entfallen.

Hinsichtlich der Abfallwirtschaft steht den Bürgerinnen und 

Bürgern von Bad Herrenalb der Recyclinghof Dobel zur Ver-

fügung. Bei einem Wechsel zum Landkreis Karlsruhe wäre der 

nächste Wertstoffhof im Moment über 20 Kilometer entfernt. 

Nach der Satzung des Landkreises Karlsruhe steht in allen Städ-

ten und Gemeinden mindestens ein Wertstoffhof zur Verfügung. 

Dort können bestimmte Wertstoffe sortenrein abgegeben wer-

den. Privathaushalte können diese örtlichen Sammelstellen ohne 

zusätzliche Gebühren nutzen.

Hier müsste der Landkreis Karlsruhe allerdings erst eine Sammel-

stelle in Bad Herrenalb einrichten. Die Art der Müllentsorgung 

ist im Landkreis Karlsruhe anders geregelt als im Landkreis Calw. 

Im Landkreis Karlsruhe gibt es eine Restmülltonne und eine 

Wertstofftonne, die Biotonne würde entfallen. Die Glaserfassung 

erfolgt nicht beim Haushalt, dafür stehen Depotcontainer zur 

Verfügung. Die Jahresabfallgebühr für einen 1-Personen-Haus-

halt ist im Landkreis Karlsruhe deutlich höher (30 %) als im Land-

kreis Calw.
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Was bedeutet ein Landkreiswechsel 
für die Stadt Bad Herrenalb

Die Stadt Bad Herrenalb würde im Landkreis Karlsruhe, der 

eine dreifach Bevölkerungszahl gegenüber dem Landkreis Calw 

hat, einen Bedeutungsverlust hinnehmen. Aktuell gehört 

Bad  Herrenalb zu den zehn größten Gemeinden im Land-

kreis Calw (Rang 8 von 25) und würde im Landkreis Karlsruhe 

nicht einmal zu den zwanzig größten gehören (Rang 25 von 32). 

Bei einem Landkreiswechsel müsste die Verwaltungsge-

meinschaft mit Dobel aufgelöst werden. Gemäß § 59 GemO 

können nur benachbarte Gemeinden desselben Landkreises eine 

Verwaltungsgemeinschaft als Verwaltungsverband bilden. Bis-

lang erfüllt die Stadt Bad Herrenalb folgende Aufgaben anstelle 

der Gemeinde Dobel in eigener Zuständigkeit: 

– Die vorbereitende Bauleitplanung 

–  Die Aufgabe des Trägers der Straßenbaulast für die Gemeinde-

verbindungsstraßen

Der Regionalverband Nordschwarzwald ist Träger der 

Regional planung u. a. für den Landkreis Calw. Sollte die Stadt 

Bad  Herrenalb nicht mehr dem Landkreis Calw angehören, 

würde sie dann auch nicht mehr der „Region Nordschwarz-

wald“ angehören sondern der Region „Mittlerer Oberrhein“.

Bad Herrenalb ist im Regionalplan als Kleinzentrum ausgewie-

sen. Regelungen, wie die Festlegung der Kernstadt Bad Herren-

alb als Siedlungsbereich oder freiraumschützende Festlegungen, 

wie zum Beispiel die Vorbehaltsgebiete „Mindestflur“ um die 
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Ortsteile Bernbach, Neusatz und Rotensol sowie dem Gaistal 

 wären bei einem Landkreiswechsel Bad Herrenalbs in Frage 

 gestellt.

Der Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg weist 

Bad  Herrenalb als Randzone um die Verdichtungsräume Karls-

ruhe/Pforzheim sowie als zentralen Ort und Verflechtungsbereich 

im Mittelbereich des Mittelzentrums Bad Wildbad aus. Das ein 

Wechsel zum Landkreis Karlsruhe Auswirkungen auf die Zuord-

nung zu dieser Raumkategorie hat, ist nicht anzunehmen. Denk-

bar wäre, eine Zuordnung zum Mittelbereich Ettlingen. Erforder-

lich dafür wäre eine Änderung des Landesentwicklungsplans.

Die Freiwillige Feuerwehr Bad Herrenalb hat innerhalb der 

Gemeindefeuerwehren des Landkreises Calw den Status einer 

Stützpunktfeuerwehr. Dies führt zu einer besonderen Förde-

rung bei Fahrzeugbeschaffungen. Die Feuerwehren im Landkreis 

Karlsruhe sind nach örtlichen Prioritäten anders organisiert, 

daher ist es fraglich, ob die hervorgehobene Stellung der Bad 

Herrenalber Feuerwehr dann auch noch gegeben ist.

Für die Alarmierung der Feuerwehr sind für Bad Herrenalb 

 derzeit drei Digitale Alarmumsetzer (DAU) in Betrieb. Bei einem 

Wechsel in den Landkreis Karlsruhe müssten zwei dieser Um-

setzer durch den Landkreis Karlsruhe erworben und u. U. durch 

die Stadt Bad Herrenalb finanziell ausgeglichen werden. Für die 

Stadtteile Rotensol und Neusatz müsste der dritte DAU-Standort 

neu eingerichtet werden. Die Baukosten hierfür belaufen sich auf 

25.–30.000 Euro.
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Der Landkreis Calw hat für die Beschaffung eines Feuerwehr-

einsatzfahrzeuges einen Kreiszuschuss mit Zweckbindung von 

20 Jahren in Höhe von 30.000 Euro gewährt. Dieser müsste 

im Falle eines Landkreiswechsels anteilsgemäß zurückbezahlt 

werden. Für eine anstehende Ersatzbeschaffung einer Drehleiter 

beträgt der Förderbetrag des Landkreises Calw 150.000 Euro. 

Ob und in welcher Höhe der Landkreis Karlsruhe eine vergleich-

bare Förderung betreibt ist aktuell nicht bekannt.

Derzeit sind Bundesfahrzeuge des Bevölkerungsschutzes der Stadt 

Bad Herrenalb zugewiesen. Diese würden bei einem Landkreis-

wechsel mit hoher Sicherheit wieder dem Landkreis Calw zuge-

ordnet werden. Zumal der Bevölkerungszuwachs des Landkreises 

Karlsruhe durch eine Eingliederung der Stadt Bad Herrenalb 

keine, für die Übernahme der Fahrzeuge zum Landkreis Karls-

ruhe, begründende Veränderung darstellt.

Der jährliche Zuschuss des Landkreises Calw in Höhe von 

75.000 Euro für den Stadtverkehr Bad Herrenalb (Linien 

113/116) würde entfallen.

Die Hinweise und Informationen bezüglich Änderungen 

und Auswirkungen bei einem Landkreiswechsel für die 

Bürger von Bad Herrenalb sowie die Stadt Bad Herrenalb, 

beruhen auf Anfragen bei Ministerien und Ämtern sowie 

staatliche Behörden und Einrichtungen, deren Auskünfte 

hier wiedergegeben wurden.
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Auffassung von Bürgermeister und 
 Gemeinderat

Was sagt Bürgermeister Norbert Mai

Einen Bürgerentscheid empfinde ich als gelebte Demokratie. 

Der Einzelnen kann direkt bei einer Entscheidung mitwirken und 

sich mit seiner Stimme dafür oder dagegen entscheiden. Ob ein 

Wechsel zum Landkreis Karlsruhe einen Mehrwert darstellt, sollte 

jeder Bürger für sich entscheiden und dies mit seiner Stimme am 

Abstimmungstag zum Ausdruck bringen. Ich, für meine Person 

kann diesen Mehrwert nicht erkennen und spreche mich für 

einen Verbleib im Landkreis Calw aus. 

Welche Auffassung hat der Gemeinderat

Eine einheitliche Meinung für oder gegen einen anzustrebenden 

Wechsel zum Landkreis Karlsruhe gibt es im Gemeinderat nicht. 

Quer durch die Fraktionen gibt es Befürworter und Gegner eines 

Landkreiswechsels.

Aus diesem Grund hat sich der Gemeinderat einstimmig für 

einen Bürgerentscheid zum Thema Landkreiswechsel ausge-

sprochen. 

Historische Würdigung

Jahrhundertelang, bevor die Gemeinde Herrenalb 1791 offiziell 

gegründet wurde, war der Ort württembergisch. Nach der Refor-

mation bildete Herrenalb den Sitz eines eigenen Klosteramts. Die 

zum Klostergebiet gehörigen Orte wurden verwaltungsgemäß als 

Teil des Herzogtums Württemberg zusammengelassen. 
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Zur Kreisreform anfangs der 1970er Jahre war das hauptsäch-

liche Argument für den Verbleib beim Landkreis Calw der 

Fremdenverkehr, dessen Interessen man hier auf Grund der zahl-

reichen Bäder- und Kurorten weitaus besser vertreten sah, als im 

industriell geprägten Landkreis Karlsruhe. 

Der endgültige Verbleib von Herrenalb beim Landkreis Calw 

wurde dann auf einer Sitzung des Sonderausschusses des Land-

tags für die Verwaltungsreform am 18.06.1971 getroffen. 

Allgemeine Informationen 
zum Bürgerentscheid

Was ist ein Bürgerentscheid und welche Bedeutung hat er?

Bei einem Bürgerentscheid entscheidet die Bürgerschaft  anstelle 

des Gemeinderats über eine Gemeindeangelegenheit. Der 

Bürgerentscheid hat nach § 21 Abs. 8 GemO die Wirkung eines 

endgültigen Beschlusses des Gemeinderats. Er kann innerhalb 

von 3 Jahren nur durch einen neuen Bürgerentscheid abge ändert 

werden.

Wie wird ein Bürgerentscheid entschieden?

Für einen erfolgreichen und damit bindenden Bürgerentscheid 

sind zwei Voraussetzungen zu erfüllen:

1.  Die Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem sie von der 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beantwortet 

wurde und

2.  diese Mehrheit muss mindestens 20 % aller Stimmberechtig-

ten betragen.
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Wer ist stimmberechtigt und wie funktioniert die 

 Abstimmung?

Stimmberechtigt sind Deutsche im Sinne von Art. 116 des Grund-

gesetzes sowie Staatsangehörige der Europäischen Union, die 

am Abstimmungstag das 16. Lebensjahr vollendet haben, seit 

mindestens drei Monaten in Bad Herrenalb wohnen und nicht 

vom Wahlrecht bzw. Stimmrecht ausgeschlossen sind.

Personen, die ihr Wahlrecht für Gemeindewahlen durch Wegzug 

oder Verlegung der Hauptwohnung aus der Gemeinde verloren 

haben und vor Ablauf von drei Jahren seit dieser Veränderung 

wieder in die Gemeinde zuziehen oder dort ihre Hauptwohnung 

begründen sind mit der Rückkehr stimmberechtigt und werden 

auf Antrag in das Verzeichnis der Stimmberechtigten eingetra-

gen. Unionsbürger, die nicht der Meldepflicht unterliegen und 

nicht in das Melderegister eingetragen sind, werden ebenfalls 

auf Antrag in das Verzeichnis der Stimmberechtigten eingetra-

gen.

Alle Stimmberechtigten haben bis spätestens 

2.  Oktober 2016 eine Wahlberechtigung erhalten

Stimmabgabe – Abstimmung 

Abgestimmt werden kann am Abstimmungstag: Sonntag, dem 

23. Oktober 2016, von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr in den Wahl-

lokalen, die auf der jeweiligen Wahlbenachrichtigung angege-

ben sind.
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Damit die Stimmabgabe gültig ist, ist Folgendes zu beachten:

•  Der Stimmzettel muss eindeutig entweder mit „JA“ oder 

„NEIN“ gekennzeichnet sein.

•  Der Stimmzettel darf keine weiteren Vermerke erhalten.

Briefwahl

Sollten Sie am Abstimmungstag, Sonntag 23. Oktober 2016, 

verhindert sein persönlich abzustimmen, können Sie Briefwahl 

beantragen.

Möglichkeiten zur Anforderung der Briefabstimmungsunterlagen:

•  Persönliche Vorsprache beim Bürgeramt mit dem ausgefüllten 

und unterschriebenen Briefabstimmungsantrag

•  Durch Ausfüllen und Zurücksenden des Briefabstimmungs-

antrages an das Wahlamt

•  Anträge erhalten Sie ebenfalls auf der Homepage der Stadt 

Bad Herrenalb
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Rückfragen zum Thema Bürgerentscheid:

Stadt Bad Herrenalb Herr Kopp 0 70 83 - 50 05 - 35 

 Herr Appel 0 70 83 - 50 05 - 27

Hinweis Informationsveranstaltung:

Freitag, 14. Oktober 2016 um 17.00 Uhr 

im Kurhaus Bad Herrenalb

Impressum 

Herausgeber: Stadt Bad Herrenalb, Rathausplatz 11 

Stadt Bad Herrenalb Telefon 0 70 83 - 50 05 - 0 

 stadt@badherrenalb.de 

 www.badherrenalb.de

Oktober 2016. Alle Rechte vorbehalten. 

Nachdruck und Vervielfältigung nur mit 

Genehmigung der Stadt Bad Herrenalb.

Bildnachweis Titelseite: Herbert Rauter
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Folgende Seiten zeigen den 
Flyer der Bürgerinitiative 
zum Thema Landkreiswechsel
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Für Bad Herrenalb

Ihre Stimme ist wichtig

Die historisch erklärbare Entscheidung für den Kreis Calw muss 
anhand der heutigen Entwicklung und Bedürfnisse zum Nutzen 
von Bad Herrenalb überprüft und korrigiert werden. 

Sag JA zum 
Landkreis Karlsruhe

Bürgerinitiative Landkreiswechsel
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Vergangenheit

Wirtschaftliche Entwicklung Geht an Bad Herrenalb vorbei

Gewerbebetriebe Rückläufig

Hotel- und Gastronomie Rückläufig

Ämter, Gerichtsbarkeiten, 
IHK, Handwerkskammer, 
Agentur für Arbeit

Verkehrstechnisch 
umständlich erreichbar

Schulen
Verlust der Werkrealschule 
nur noch Grundschule -
Schüler wandern ab

Tourismus Seit Jahren rückläufig

Neubürger Bevorzugen Lage im vorderen Albtal

Verlust der Werkrealschule

Hinter den Bergen bei den 7 Zwergen
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Zukunft

Nimmt teil an der dynamischen und innovativen Entwicklung des 
Wirtschaftsraums Karlsruhe. Die Eliteuniversität, aufgegangen im KIT, 
dieTechnologie Betriebe, das daraus resultierende Gewerbe, dieser 
europaweite Verbund würde auf Bad Herrenalb ausstrahlen.

Neuansiedlung durch bessere Perspektiven, z.B
im IT-Bereich, Beratungsunternehmen, usw.

Neue, innovative Konzepte ermutigen Unternehmer in eines der 
bekanntesten und beliebtesten Naherholungsgebiete zu investieren

Einfacher erreichbar

Durch die Zugehörigkeit zum Landkreis Karlsruhe ist die Gründung 
einer Haupt-, Gemeinschafts-, Werkrealschule zusammen mit den 
Gemeinden des oberen Albtals möglich.

Aufschwung u.a. durch Zugehörigkeit zum Klinik-und Bäderverbund
im Landkreis Karlsruhe

Größere Chancen durch Zugehörigkeit zum Landkreis Karlsruhe
Bad Herrenalb bietet dank seiner hervorragenden Erreichbarkeit den 
Arbeitssuchenden bezahlbaren Wohnraum im Grünen.

die Technologie-Betriebe, das daraus resultierende Gewerbe, dieser

Ohne Berge durchs Tal - mit Stadtbahnanschluss einfach erreichbar
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Sag JA zum 
Landkreis Karlsruhe

Bürgerinitiative Landkreiswechsel

Nach vorne denken

CHANCEN NUTZEN

Unsere Vision 
Bad Herrenalb 
in 10 Jahren

Auch wenn Sie bereits durch Ihre Unter-
schrift zum Bürgerentscheid verholfen 
haben ist Ihre Stimmabgabe am Wahltag 
notwendig und wichtig.

Stimmen Sie am 23.10.2016 mit Ihrer 
JA-Stimme für den Landkreiswechsel und 
somit für eine bessere Zukunftsperspektive 
und einen wirtschaftlichen Aufschwung von 
Bad Herrenalb.

SONNTAG

Leben im Grünen ist längst Wirklichkeit gewor-
den, denn Bad Herrenalb bietet dank seiner 
hervorragenden Erreichbarkeit den Arbeits-
suchenden im Raum Karlsruhe bezahlbaren 
Wohnraum. 

Die Zahl der Einwohner ist signifikant gestie-
gen und damit die Steuereinnahmen aus der 
Einkommensteuer. 

Bad Herrenalb ist die „grüne“ Denkfabrik der Tech-
nologieregion Karlsruhe. Unternehmen, besonders 
Start-ups im IT-Bereich haben sich angesiedelt, 
neue Arbeitsplätze geschaffen und die Einwohner-
zahl weiter wachsen lassen.
Die Stadt hat sich zu dem bekanntesten und be-
liebtesten Naherholungsgebiet mit einmaliger 
Infrastruktur im Großraum Karlsruhe, Baden-Würt-
tembergs und der angrenzenden Pfalz entwickelt, 
das Arbeitsplatzangebot im Tourismus weiter ge-
steigert und die Wirtschaftskraft des Tourismus aus-
gebaut. 

Bad Herrenalb ist der „erholsame Forschungsort“ 
geworden und steht für Entwicklung von „sauberen 
Technologien“.
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Anlage 5
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Anlage 6
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Anlage 7
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Anlage 8
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Anlage 9
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